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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Fürsorge für Körperbehinderte und von einer 
Körperbehinderung bedrohte Personen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Begriffsbestimmung 

(1) Körperbehindert im Sinne dieses Ge- 
setzes sind Personen, die durch eine Fehl- 
form oder Fehlfunktion des Stütz- und Be- 
wegungssystems oder durch Spaltbildungen 
des Gesichts oder des Rumpfes dauernd in 
ihrer Erwerbsfähigkeit wesentlich beeinträch- 
tigt sind oder in Zukunft voraussichtlich be- 
einträchtigt sein werden. Dieses Gesetz fin- 
det auch Anwendung auf Seelentaube und 
Hörstumme. 

(2) Von einer Körperbehinderung bedroht 
im Sinne dieses Gesetzes sind Personen mit 
einem angeborenen oder erworbenen Leiden 
des Stütz- und Bewegungssystems, das vor- 
aussichtlich zu einer dauernden Fehlform 
oder Fehlfunktion führt und die Erwerbs- 
fähigkeit auf die Dauer wesentlich zu beein- 
trächtigen droht. 

(3) Dieses Gesetz findet keine Anwendung 
auf Personen mit Schädigungen im Sinne der 
Absätze 1 und 2, die wegen dieser Schädi- 
gungen auf Grund des Dritten Buches der 
Reichsversicherungsordnung und des Bundes- 
versorgungsgesetzes mit Ausnahme des Per- 
sonenkreises nach § 45 Abs. 3 Satz 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes Entschädigungs- 
leistungen erhalten. 

§ 2 

Aufgabe der Fürsorge für Körperbehinderte 

(1) Aufgabe der Fürsorge für Körper- 
behinderte nach diesem Gesetz ist, drohende 
Körperbehinderung durch rechtzeitiges Ein- 


schreiten zu verhüten, vorhandene zu besei- 
tigen, die Eingliederung der Körperbehin- 
derten in das Erwerbsleben durch Erwerbs- 
befähigung oder eine ihren Fähigkeiten ent- 
sprechende Ausbildung, Fortbildung oder 
Umschulung vorzubereiten oder, falls dies 
nicht mehr möglich ist, ihnen ihr Leiden 
durch Gewährung angemessener Bildung und 
Pflege zu erleichtern. 

(2) Die Fürsorge für Körperbehinderte 
nach diesem Gesetz ist eine gemeinsame Auf- 
gabe aller hierzu befugten Stellen und Per- 
sonen. 

§ 3 

Meldepflicht 

(1) Personen mit Schädigungen im Sinne 
des § 1 Abs. 1 und 2 sind dem Gesundheits- 
amt zu melden. 

(2) Zur Meldung sind verpflichtet 

a) Ärzte und Hebammen als Geburtshelfer 
nach pflichtgemäßer Untersuchung des 
mit ihrer Hilfe geborenen Kindes sowie 
sonstige Ärzte, wenn sie in Ausübung 
ihres Berufes 

b) Medizinalpersonen und Fürsorgeperso- 
nen, wenn sie gelegentlich ihrer Berufs- 
ausübung 

c) Lehrpersonen, wenn sie bei den ihrer Er- 
ziehung und Obhut anvertrauten Jugend- 
lichen 

eine vorhandene Körperbehinderung oder 
die drohende Gefahr einer solchen wahr- 
nehmen. 

(3) Die Meldung ist unverzüglich an das 
Gesundheitsamt zu erstatten, von den in Ab- 
satz 2 Buchstabe c genannten Personen über 
den Schularzt. 


o 



(4) Sind die in Absatz 2 genannten Per- 
sonen Angehörige des öffentlichen Dienstes 
oder Arbeitnehmer, so haben sie ihre Wahr- 
nehmung dem Dienstherrn oder dem Arbeit- 
geber unverzüglich mitzuteilen, dem die 
Meldepflicht nach Absatz 2 und 3 obliegt. 

(5) Eltern, Vormünder und Pfleger sind 
verpflichtet, die ihrer Fürsorge unterstehen- 
den Personen unverzüglich einem Arzt vor- 
zustellen, wenn sie bei ihnen eine Körper- 
behinderung oder die drohende Gefahr einer 
solchen wahrnehmen. Außerdem sind dazu 
verpflichtet Personen, denen die Erziehung 
oder Obhut, wenn auch nur zeitweise, über- 
tragen ist; Absatz 4 ist entsprechend anzu- 
wenden. 

(6) Von einer Meldung kann abgesehen 
werden, wenn eine Behandlung von kurzer 
Dauer die Körperbehinderung zu beseitigen 
oder eine drohende Körperbehinderung ab- 
zuwenden vermag und die Gewähr besteht, 
daß diese Behandlung ohne öffentliche Hilfe 
rechtzeitig durchgeführt wird. 

S 4 

Organisation 

(1) Innerhalb jedes Landes ist mindestens 
ein Arzt als Landesarzt für die ihm durch 
dieses Gesetz übertragenen Aufgaben zu be- 
stellen. 

(2) Bei den Gesundheitsämtern sind ärzt- 
liche Beratungsstellen für Körperbehinderte 
einzurichten. 

(3) Die freiberuflich tätigen Ärzte wirken 
im Rahmen dieses Gesetzes mit. 

§ 5 

Aufgaben der ärztlichen Stellen 

(1) Dem Landesarzt obliegen folgende 
Aufgaben: 

a) Leitung und Wahrnehmung der Sprech- 
tage bei den ärztlichen Beratungsstellen 
für Körperbehinderte oder Beteiligung 
an ihnen, 

b) Erstattung von Gutachten für die für das 
Gesundheits- und das Fürsorgewesen zu- 
ständige Landesbehörde sowie für die 
Träger der Fürsorge für Körperbehin- 
derte, 

c) regelmäßige Unterrichtung der für das 
Gesundheitswesen zuständigen Landes- 
behörde über den Erfolg der Vorbeu- 
gungs-, Erfassungs- und Bekämpfungs- 


maßnahmen auf dem Gebiete der Für- 
sorge für Körperbehinderte. 

(2) Aufgaben der ärztlichen Beratungs- 
stellen für Körperbehinderte sind 

a) Einleitung der ärztlichen Maßnahmen 
für die in § 1 Abs. 1 und 2 genannten 
Personen auf Grund der eingegangenen 
Meldungen sowie auf Grund eigener 
Feststellungen, 

b) regelmäßige Veranstaltung von Sprech- 
tagen, 

c) Führung einer Liste für Körperbehin- 
derte, 

d) Benachrichtigung des Fürsorgeverbandes 
zur Einleitung fürsorgerischer Maßnah- 
men, auch wenn ärztliche Maßnahmen 
nicht vorgesehen sind, 

e) Aufstellung eines Heilplanes einschließlich 
der Festlegung der erforderlichen Maß- 
nahmen zur Versorgung mit orthopä- 
dischen Behelfen und Ersatzgliedern im 
Einvernehmen mit dem Landesarzt, wo- 
bei der Fürsorgeverband und im Hinblick 
auf die spätere berufliche Eingliederung 
in das Erwerbsleben die zuständige 
Dienststelle der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung zu beteiligen sind, 

f) ärztliche Überwachung der Durchfüh- 
rung des Hcilplanes einschließlich der er- 
forderlichen Nachuntersuchungen der be- 
treuten Personen. 

(3) Soweit für die in § 1 Abs. 1 und 2 ge- 
nannten Personen Ansprüche gegen einen 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
oder eine Ersatzkasse bestehen, ist vor Ein- 
leitung ärztlicher Maßnahmen nach Absatz 2 
Buchstabe a und bei Aufstellung der Teile 
des Heilplanes (Absatz 2 Buchstabe e), für 
die die Krankenversicherung die Kosten tra- 
gen oder Zuschüsse leisten soll, die zustän- 
dige Krankenkasse zu beteiligen. 

(4) Freiberuflich tätige Ärzte, welche die 
in § 1 Abs. 1 und 2 genannten, von den ärzt- 
lichen Beratungsstellen für Körperbehinderte 
erfaßten Personen auf Grund der freien 
Arztwahl behandeln, sollen sich wegen des 
Heilplanes mit der ärztlichen Beratungsstelle 
ins Benehmen setzen. 

§ 6 

Anwendung des allgemeinen Fürsorgerechts 

Für die Fürsorge für Körperbehinderte 
gelten die allgemeinen fürsorgerechtlichen 
Vorschriften, soweit dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmt. 
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§ 7 


Aufgaben der Fürsorgeverbände 

(1) Die Landesfürsorgeverbände sollen 
Mittelpunkt aller auf die Fürsorge für Kör- 
perbehinderte nach diesem Gesetz abzielen- 
den Maßnahmen sein; bei ihnen sollen be- 
ratende Arbeitsgemeinschaften mit den Ver- 
bänden der Freien Wohlfahrtspflege, den 
Verbänden der gesetzlichen Krankenkassen, 
den übrigen Trägern der Sozialversicherung, 
den mit der Durchführung des Schwerbeschä- 
digtengesetzes beauftragten und sonstigen 
Stellen und Personen gebildet werden. 

(2) Den Landesfürsorgeverbänden obliegt 
auch die Sorge für solche volljährigen Per- 
sonen, bei denen Leiden im Sinne des § 1 
Abs. 1 nach ärztlicher Voraussicht nicht 
besserungsfähig sind und bei denen wegen 
der Schwere dieses Leidens ständig Anstalts- 
unterbringung erforderlich ist. Den Landes- 
fürsorgeverbänden obliegt ferner die Versor- 
gung mit Ersatzgliedern und sonstigen grö- 
ßeren orthopädischen Behelfen; eine mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu erlassende 
Rechtsordnung regelt, welche größeren 
orthopädischen Behelfe durch die Landes- 
fürsorgeverbände zu gewähren sind. 

(3) Zu den Aufgaben der Fürsorgever- 
bände gehören auch 

a) Durchführung des Heilverfahrens nacn 
dem gemäß § 5 Abs. 2 Buchstabe e auf- 
zustellenden Heilplan; hierzu gehört 
auch, falls bei den in § 1 Abs. 1 genann- 
ten Personen Erwerbsbefähigung nicht zu 
erzielen ist, die Durchführung derjenigen 
Maßnahmen, die erforderlich sind, um 
die genannten Personen möglichst unab- 
hängig von Pflege durch Dritte oder von 
Anstaltsunterbringung Zu machen; 

b) Hilfe zu einer angemessenen Schulausbil- 
dung, mindestens im Rahmen der allge- 
meinen gesetzlichen Bestimmungen über 
die Schulpflicht, erforderlichenfalls auch 
über das volksschulpflichtige Alter hin- 
aus; die Bestimmungen über die Ermög- 
lichung des Schulbesuches im Rahmen der 
allgemeinen Schulpflicht bleiben unbe- 
berührt; 

c) Hilfe zur Fortbildung in einem ange- 
messenen Beruf oder zur Umschulung für 
einen angemessenen Beruf. 

(4) Bei der Einleitung arbeits- und berufs- 
fördernder Maßnahmen und vor der Einglie- 
derung in das Erwerbsleben sind die Dienst- 
stellen der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 


lung und Arbeitslosenversicherung und ge- 
gebenenfalls die sonstigen hierfür zuständi- 
gen Stellen zu beteiligen. 

§ 8 

Hilfe durch Träger der Krankenversicherung 

Sofern Leiden der in § 1 Abs. 1 und 2 ge- 
nannten Personen Krankheiten im Sinne des 
Zweiten Buches der Reichsversicherungsord- 
nung darstellen, regelt sich die Kranken- 
pflege (ärztliche Behandlung sowie Gewäh- 
rung von Arzneien, Heil- und Hilfsmitteln) 
für Versicherte und ihre Familienangehörigen 
im Sinne des § 205 der Reichsversicherungs- 
ordnung nach den Vorschriften der Reichs- 
versicherungsordnung und den jeweiligen 
Satzungen der Versicherungsträger. 

§ 9 

Verpflichtung des Landesfürsorgeverbandes 
bei Gewährung eines stationären Heilver- 
fahrens; Festsetzung einer Beitragspflicht 

(1) Wird gemäß § 5 Abs. 2 Buchstabe e ein 
Heilverfahren in einer Anstalt festgelegt und 
will sich die in § 1 Abs. 1 oder 2 genannte 
Person diesem unterziehen, so hat der Lan- 
desfürsorgeverband dieses Heilverfahren ein- 
schließlich der außerhalb der Anstalt durch- 
zuführenden Maßnahmen zu gewähren. 

(2) Der Landesfürsorgeverband kann ver- 
langen, daß die in § 1 Abs. 1 oder 2 genannte 
Person und ihr nicht getrennt lebender Ehe- 
gatte einen Beitrag zu den Aufwendungen 
für das Heilverfahren nach Maßgabe des § 10 
leisten. 

(3) Decken die nach Maßgabe des § 10 zu 
berücksichtigenden Beträge die Kosten des 
Heilverfahrens in vollem Umfange, so 
braucht der Landesfürsorgeverband das Heil- 
verfahren nicht zu gewähren. 

§ 10 

Umfang der Beitragspflicht 

Bei der Berechnung des Beitrags zu den 
Kosten des Heilverfahrens hat der Landes- 
fürsorgeverband angemessen zu berücksich- 
tigen 

a) steuerpflichtige Einkünfte der in § 1 
Abs. 1 oder 2 genannten Person und 
ihres nicht getrennt lebenden Ehegatten, 
soweit sie während der Dauer des Heil- 
verfahrens monatlich jeweils ein Zwölftel 
der Verdienstgrenze der Krankenver- 
sicherungspflicht der Angestellten über- 
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steigen; die Verdienstgrenze erhöht sich 
für jede tatsächlich überwiegend unter- 
haltene Person um 10 v. H., jedoch höch- 
stens um 50 y. H.; 

b) Leistungen Dritter auf gesetzlicher oder 
vertraglicher Grundlage für die Kosten 
des Heilverfahrens; 

c) Einsparungen an häuslichen Aufwendun- 
gen während der Dauer des Heilver- 
fahrens. 


§ 11 

Inanspruchnahme Dritter gemäß § 21 a 

der Verordnung über die Fürsorgepflicht 

Der Landesfürsorgeverband darf einen 
unterhaltspflichtigen Dritten, abgesehen von 
dem unehelichen Vater (§ 1708 BGB) nach 
§ 21 a der Verordnung über die Fürsorge- 
pflicht nur im Rahmen von § 10 in An- 
spruch nehmen. 

§ 12 

Anspruch des Landesfürsorgeverbandes 

Für die Ansprüche des Landesfürsorgever- 
bandes nach § 9 Abs. 2 gilt § 25 c der Ver- 
ordnung über die Fürsorgepflicht sinngemäß. 


§ 13 

Regelung der Hilfe bei orthopädischer 
Versorgung 

Für die Versorgung mit Ersatzgliedern 
oder sonstigen größeren orthopädischen Be- 
helfen sind die Bestimmungen der §§ 9 bis 12 
entsprechend anzuwenden. 


§ 14 

Regelung der Hilfe bei ambulanten Heilver- 
fahren sowie bei Maßnahmen zur Erziehung, 
Herstellung der Erwerbsfähigkeit und Berufs- 
förderung 

Während der Durchführung eines ambu- 
lanten Heilverfahrens sowie von Maß- 
nahmen zur Erziehung, zur Herstellung der 
Erwerbsfähigkeit, zur Berufsausbildung, 
Fortbildung oder Umschulung muß der in 
§ 1 Abs. 1 oder 2 genannten Person und den 
mit ihr in Haushaltsgemeinschaft lebenden 
Angehörigen zum Lebensunterhalt ein Be- 
trag aus ihrem Einkommen verbleiben, der 
nicht unter dem Zweifachen des Fürsorge- 
richtsatzes zuzüglich des einfachen Satzes 
eines etwaigen laufenden Mehrbedarfs sowie 
zuzüglich der Miete oder des Mietanteils lie- 


gen darf; werden die genannten Maßnahmen 
stationär durchgeführt, so ist die in § 1 
Abs. 1 oder 2 genannte Person bei der Be- 
rechnung des Betrages außer Betracht zu 
lassen. 

§ 15 

Entzug der Leistungen 

Gefährdet die in § 1 Abs. 1 oder 2 ge- 
nannte Person oder gefährden im Falle der 
Minderjährigkeit dieser Person die Erzie- 
hungsberechtigten durch ihr Verhalten die 
Durchführung der fürsorgerischen Maßnah- 
men, insbesondere den Erfolg des Heilver- 
fahrens, so kann der Fürsorgeverband die 
Gewährung der Leistungen nach Anhörung 
der Betroffenen ganz oder teilweise versagen. 

§ 16 

Ausschaltung der Ersatzpflicht 

(1) In § 25 Abs. 4 der Verordnung über 
die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(Reichsgesetzbl. I S. 100) in der Fassung des 
Gesetzes über die Änderung und Ergänzung 
fürsorgerechtlicher Bestimmungen vom 
20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 967) 
wird folgender Buchstabe g eingefügt: 

„g) die nicht durch Beitrag gemäß § 9 Abs. 2 
gedeckten Kosten des Heilverfahrens und 
der Versorgung mit Ersatzgliedern oder son- 
stigen orthopädischen Behelfen für Körper- 
behinderte und von einer Körperbehinde- 
rung bedrohte Personen nach dem Gesetz 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS...)“. 

(2) In § 25 a Abs. 2 der in Absatz 1 ge- 
nannten Verordnung wird der Buchstabe „f“ 
durch den Buchstaben „g“ ersetzt. 

§ 17 

Anwendung des Gesetzes in Berlin 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes. 

§ 18 

Schlußbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des auf 
seine Verkündung folgenden Monats in 
Kraft. 
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(2) Zu gleicher Zeit treten alle entgegen- 
stehenden Bestimmungen mit den dazu er- 
lassenen Durchführungsbestimmungen außer 
Kraft, insbesondere 

1 . das Preußische Gesetz betreffend die 
öffentliche Krüppelfürsorge vom 6. Mai 
1920 (Preußische Gesetzsammlung S. 280), 

2. die Preußische Ausführungsanweisung 
vom 26. Juli 1920 (Volkswohlfahrt 
Amtsblatt des Preußischen Ministers für 
Volkswohlfahrt S, 179) zu dem unter 
Nr. 1 genannten Gesetz, 

3. die Preußische Verordnung betreffend 
die Erfüllung der Krüppelanzeigepflicht 
in den öffentlichen Schulen und Anstal- 
ten vom 10. September 1920 (Preu- 
ßischer Staatsanzeiger Nr. 212 vom 
20. September 1920), 

4. die Preußische Verordnung betreffend 
die Erfüllung der Krüppelanzeigepflicht 
durch Privatlehrer und Privatschulleh- 
rer vom 16. September 1920 (Preu- 
ßischer Staatsanzeiger Nr. 212 vom 
20. September 1920), 

5. die Preußische Verordnung betreffend 
die Krüppelanzeigepflicht vom 12. De- 
zember 1924 (Preußischer Staatsanzei- 
ger Nr. 293 Jahrgang 1924), 

6. der Preußische Erlaß vom 15. Dezember 
1 924 betreffend Ausführungsvorschrif- 
ten zu der Verordnung betreffend die 
Krüppelanzeigepflicht vom 12. Dezem- 
ber 1924 (Volkswohlfahrt Amtsblatt des 


Preußischen Ministers für Volkswohl- 
fahrt 1925 S. 20), 

7. § 15 des Runderlasses des ehemaligen 
Badischen Ministeriums des Innern vom 
1. Oktober 1936 Nr. 100 000, Landes- 
fürsorgeverband Baden betreffend (Ba- 
disches Verwaltungsblatt S. 699 Anlage), 

8. Artikel 8 des Württembergischen Lan- 
desfürsorgegesetzes vom 27. Februar 
1940 (Regierungsblatt für Württemberg 
S. 29), soweit seine Bestimmungen durch 
dieses Gesetz überholt sind, 

9. Artikel 4 des Bayerischen Ausführungs- 
gesetzes zur Reichsverordnung über die 
Fürsorgepflicht vom 23. Mai 1939 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 185), 

10. das Braunschweigische Gesetz über die 
vorbeugende Krüppelfürsorge für Ju- 
gendliche vom 29. Marz 1924 (Gesetz- 
und Verordnungssammlung 64 S. 142), 

11. Abschnitt III Kapitel 7 Teil 1 des Ge- 
setzes betreffend die Vereinfachung und 
Verbilligung der öffentlichen Verwal- 
tung des Freistaates Oldenburg vom 
27. April 1933 (Gesetzblatt für den 
Freistaat Oldenburg, Landesteil Olden- 
burg, 48. Band S. 171), 

12. die Bekanntmachung des Oldenbur- 
gischen Staatsministeriums betreffend 
Anzeigepflicht für Krüppel vom 9. De- 
zember 1929 (Gesetzblatt für den Frei- 
staat Oldenburg, Landesteil Oldenburg 
S. 395). 
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Begründung 


A. Vorbemerkungen 

L Der 1. Deutsche Bundestag hat nach dem 
Mündlichen Bericht des Ausschusses für Fragen 
der öffentlichen Fürsorge vom 14. März 1951 
— Drucksache Nr. 2068 der 1. Wahl- 
periode — einstimmig den Beschluß gefaßt, 
die Bundesregierung zu ersuchen, dem Bun- 
destag ein Krüppelfürsorgegesetz vorzulegen. 
Der Bundestag hat zum Ausdrude gebracht, 
daß er eine bundeseinheitliche Regelung 
wegen der Verschiedenartigkeit der Hand- 
habung der Körperbehindertenfürsorge in 
den einzelnen Bundesländern für erforderlich 
halte. Er hat weiterhin zum Ausdruck ge- 
bracht, daß die gewünschte Neuregelung 
durch ein besonderes Gesetz erfolgen solle, 
da auf diese Weise die Fortschritte, die seit 
Erlaß des Preußischen Gesetzes betreffend 
die öffentliche Krüppelfürsorge vom 6. Mai 
1920 (Preußische Gesetzsammlung S. 280) 
durch die medizinische Erkenntnis gemacht 
wurden, der Praxis am besten nutzbar ge- 
macht werden könnten. Dieser Regelung 
wurde gegenüber einer Änderung der Ver- 
ordnung über die Fürsorgepflicht vom 
13. Februar 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 100) 
oder gegenüber einer Einwirkung auf die 
Länder, ihre verschiedenen Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Körperbehindertenfürsorge 
zu koordinieren, der Vorzug gegeben (vgl. 
Bericht über die 129. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 4. April 1951 S. 4944). 
Auch mehrere Länder haben sich ausdrück- 
lich für eine bundeseinheitliche gesetzliche 
Regelung ausgesprochen; in Sonderheit aber 
haben die Organisationen der Körperbehin- 
derten den Erlaß eines besonderen Bundes- 
gesetzes gefordert, ebenso die Deutsche Ver- 
einigung für Krüppelfürsorge, der auch die 
großen karitativen Verbände angehören, so- 
wie die Deutsche Orthopädische Gesellschaft. 

Der vorgelegte Entwurf berührt umfang- 
reiche und komplizierte Fragenbereiche, die 
teils auf medizinischem, teils auf sozialrecht- 
lichem Gebiet liegen. Seine Regelungen be- 
durften daher einer zeitraubenden Abstim- 
mung, die um so schwieriger war, als einmal 
die Zuständigkeit einer größeren Anzahl von 
Ressorts betroffen war und zudem diese sich 
ihrerseits mit vielen an der Materie inter- 
essierten Fachverbänden auseinanderzusetzen 
hatten. Hierzu gehörten insbesondere die 
Träger der Sozialversicherung, die Organisa- 
tionen der Ärzteschaft einschließlich des ärzt- 


lichen Dienstes, die Fürsorgeverbände der 
Länder, die kommunalen Spitzenverbände 
una die Vereinigungen der Körperbehinder- 
ten. Die vielfach sich widersprechenden 
Wünsche haben die Vorlage des Entwurfs er- 
heblich verzögert. 

2. Schon aus der Zahl der körperbehinderten 
Personen ergibt sich, daß der Wunsch nach 
dem Erlaß einer gesetzlichen Neuregelung 
begründet ist. Während das Preußische Krüp- 
peifürsorgegesetz von 1920 — zum Teil noch 
auf Grund einer Zählung aus dem Jahre 1906 
— von einer Gesamtzahl von rund 60 000 
Körperbehinderten im Gebiet des damaligen 
Deutschen Reichs ausging, sind — allerdings 
mit einigen Vorbehalten — für das Gebiet 
der Bundesrepublik zum Vergleich die Zah- 
len heranzuziehen, die aus der Auswertung 
der Ergebnisse der Volkszählung vom Jahre 
1950 stammen. Hiernach gab es im Jahre 
1950 allein im Gebiet der jetzigen Bundes- 
republik außer den Kriegsbeschädigten 
522 934 Körperbehinderte durch Krankheit, 
Unfall und angeborene Leiden. Davon waren 
178 827 lediglich unter 50 v. H., 344 107 
aber 50 bis 100 v. H. erwerbsbeschränkt. 
Mindestens dieser Personenkreis, von dem 
jedoch noch die entsprechende Zahl der von 
der beruflichen Unfallversicherung erfaßten 
Personen sowie sonstige Gruppen von Behin- 
derten, z. B. die Blinden, Taubstummen und 
die in Pflege befindlichen Geisteskranken 
abzuziehen sind, so daß etwa 200 000 Per- 
sonen übrigbleiben, ist im Rahmen der 
eigentlichen Körperbehindertenfürsorge die- 
ses Entwurfs zu betreuen, also insgesamt 
eine weit höhere Zahl als die Vergleichszahl 
nach dem ersten Weltkrieg. 

3. Die Ursachen für das Ansteigen der Zahl 
der Körperbehinderten sind einmal darin 
zu sehen, daß sich — ähnlich wie nach dem 
ersten Weltkriege — gerade unter den Ju- 
gendlichen Körperschäden infolge des schlech- 
ten Ernährungszustandes in den Nachkriegs- 
jahren wieder häuften. Wenn auch die nach 
dem ersten Weltkrieg besonders schwer auf- 
tretende Rachitis für die heutige Generation 
durch rechtzeitige neuzeitliche Bekämpfung 
nicht mehr die gleiche Gefahr bedeutet, so 
sind doch die angeborenen oder aus anderen 
Gründen im Entwicklungsalter erworbenen 
Mißbildungen und Fehlhaltungen insofern 
von wesentlicher Bedeutung, als sie ohne 
rechtzeitige Diagnose und Behandlung in 
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vielen Fällen Frühinvalidität bedingen. Die 
zweite große Gruppe bilden die Körper- 
behinderten durch Lähmungen als Folge von 
Infektionskrankheiten. Insbesondere ergrif- 
fen die mehrfachen Kinderlähmungswellen 
nach dem zweiten Weltkrieg nicht nur Ju- 
gendliche, sondern auch Erwachsene, die 
überwiegend schon voll in den Arbeitsprozeß 
eingegliedert waren. Die dritte Gruppe be- 
trifft die Unfallverletzten, falls nicht Berufs- 
unfälle vorliegen, insbesondere die von Ver- 
kehrsunfällen Betroffenen, soweit hierdurch 
Dauerschäden bei Kindern und nichtver- 
sicherten Erwachsenen verursacht werden. 
Als vierte Gruppe seien endlich die Personen 
mit schweren Körperbehinderungen ge- 
nannt, die als Flüchtlinge oder Vertriebene 
in das jetzige Bundesgebiet aus Gebieten ein- 
strömten, in denen eine besondere Fürsorge 
für Körperbehinderte, wie sie in Deutschland 
gehandhabt wird, noch unbekannt war. 
Hierbei tauchten Personen mit derart auf- 
fälligen und schlecht versorgten Körper- 
behinderungen auf, wie man sie hier zu die- 
ser Zeit kaum mehr kannte. 

Wenn es auch gelingen sollte, die Zahl der 
Körperbehinderungen der ersten und der 
vierten Gruppe — Mißbildungen, Fehlhal- 
tunsen, schwere und schwerste Verkrüppe- 
lungen — mit den bisherigen Mitteln erfolg- 
reich herabzumindern, so werden sich die 
Zahlen der als zweite und dritte Gruppe ge- 
nannten Körperbehinderungen laufend er- 
gänzen, da sich die Ursache dieser Behinde- 
rungen einer medizinischen Vorbeugung am 
Einzelfall zum Teil noch entziehen (Infek- 
tionskrankheiten, insbesondere Kinderläh- 
mung), zum Teil von einer solchen über- 
haupt nicht erfaßt werden können (Ver- 
kehrsunfälle). 

4. Eine erfolgversprechende Bekämpfung der 
Körperschäden wird zur Voraussetzung 
haben, daß auch diejenigen Fälle behandelt 
werden können, bei denen bisher eine Be- 
handlung unterblieb, teils weil sie nicht er- 
faßt wurden (Körperbehinderungen Erwach- 
sener im ganzen Bundesgebiet und Jugend- 
licher in den früheren nichtpreußischen Ge- 
bieten, in welchen eine Meldepflicht nicht 
eingeführt war) — hier hilft eine erweiterte 
Meldepflicht — , teils weil trotz Erfassung 
eine Hilfe aus öffentlichen Mitteln wegen 
Verneinens einer normalen fürsorgerecht- 
lichen Hilfsbedürftigkeit nicht gewährt 
wurde und eigene Mittel nicht in genügen- 
dem Umfange vorhanden waren oder auf 


Grund des persönlichen Entschlusses des Be- 
troffenen oder seiner Angehörigen nicht ein- 
gesetzt wurden — hier hilft die Festlegung 
einer erweiterten Hilfsbedürftigkeit. Inso- 
weit scheinen Art und Dauer der Behandlun- 
gen in der Tat einen besonderen Maßstab 
für das Eingreifen der öffentlichen Fürsorge 
zu rechtfertigen. Die hohen Kosten, die mit 
einer orthopädischen Anstaltsbehandlung 
verbunden sind, können das wirtschaftliche 
und soziale Niveau einer Familie, wenn 
öffentliche Hilfe ausbliebe, oftmals unerträg- 
lich senken und dadurch mittelbar auch die 
Stellung des Kranken innerhalb der Familie 
gefährden. Nur durch Änderung des gegen- 
wärtigen Rechts dürfte es möglich sein, Be- 
hinderte, bei denen noch eine Wiedereinglie- 
derung oder Eingliederung in das Erwerbs- 
leben oder wenigstens eine Befreiung von 
fremder Hilfe möglich ist, den neuzeitlichen 
Methoden des Heilverfahrens auf allgemein 
medizinischem, insbesondere orthopädischem 
Bereich, ferner der Arbeits- oder Beschäfti- 
gungstherapie und den weitausgedehnten 
Möglichkeiten der Berufsfürsorge zuzu- 
führen. 

5. Eine befriedigende Verwirklichung dieser 
Ziele ist jedoch nur auf Grund einer bundes- 
einheitlichen Regelung möglich. 

Die bisherige fürsorgerechtliche Regelung 
durch Gesetze oder sonstige Bestimmungen 
der Länder hat eine Verschiedenheit in der 
Fürsorge für Körperbehinderte verursacht, 
die bereits zu erheblichen Schwierigkeiten ge- 
führt hat. Das trifft zwar nicht auf alle Län- 
der im gleichen Maße zu. Es gibt aber auf 
Grund der neuen Grenzziehung seit 1945 
Länder in der Bundesrepublik, in denen auf 
dem Gebiet der Körperbehindertenfürsorge 
nach verschiedenem, zum Teil sogar nach 
dreierlei Recht gearbeitet werden muß. 

Die zur Zeit bestehende Rechtszersplitterung 
ist unhaltbar. Ihre Beseitigung durch Einfüh- 
rung bundeseinheitlichen Rechts erscheint 
aber besonders deshalb geboten, weil die mo- 
dernen Auffassungen über die sozialen Ver- 
pflichtungen der Allgemeinheit sich über die 
Grenzen von Ländern oder Gebietskörper- 
schaften hinaus im gesamten deutschen 
Rechtsgebiet einheitlich entwickelt haben. 

Den sozialen Verpflichtungen der Allgemein- 
heit stehen aber auch durch eine einheitliche 
Lenkung der Körperbehindertenfürsorge 
Vorteile — insbesondere der Wirtschaft — 
gegenüber. Die Erfahrung lehrt, daß durch 
das rechtzeitige und tatkräftige Eingreifen 
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von Fürsorge, Berufslenkung und Berufs- 
ausbildung Körperbehinderte bei richtigem 
Einsatz als vollwertige Arbeitskräfte in die 
Produktion eingeschaltet werden können. Es 
ist unwirtschaftlich, die Möglichkeit des Ein- 
satzes eines ausbildungsfähigen Körperbehin- 
derten an der Frage der notwendigen Kosten 
für Ausbildung oder Umschulung scheitern 
zu lassen. 

Die Förderung der Körperbehinderten darf 
jedoch nicht ausschließlich unter dem Ge- 
sichtspunkt ihres Einsatzes als notwendige 
Arbeitskräfte betrachtet werden. Vielmehr 
hat sich im Rahmen einer ganzheitlichen Be- 
trachtungsweise des Menschen die Erkennt- 
nis mit Recht durchgesetzt, daß wie jedes 
Mitglied einer sozialen Gemeinschaft ohne 
Rücksicht auf seine Verhältnisse auch der 
Körperbehinderte zu seinem eigenen Wohl 
Gelegenheit erhalten sollte, durch Entwick- 
lung seiner Gesamtpersönlichkeit einschließ- 
lich der ihm verbliebenen Fähigkeiten ein 
vollwertiges Glied der Gesellschaft zu wer- 
den. Durch bungeseinheitliche Regelung 
sollte auch diesen Erkenntnissen, die nicht an 
Ländergrenzen gebunden sind, Rechnung ge- 
tragen werden. 

6. Aus den bisher niedergelegten Gesichts- 
punkten ergibt sich weiterhin die Vordring- 
lichkeit der bundeseinheitlichen Regelung. 
Sie kann nicht bis zur Durchführung einer 
allgemeinen Sozialreform zurückgestellt wer- 
den. Die Sozialreform, die jeweils umfassende 
Rechtsänderungen auf den drei großen so- 
zialen Bereichen, der Sozialversicherung, der 
Versorgung und der Fürsorge, bewirken und 
eine bessere Abstimmung der drei verschie- 
denen Leistungsarten untereinander erzielen 
soll, befindet sich erst im Stadium der Vor- 
arbeiten. Bis zum endgültigen Abschluß der 
eigentlichen gesetzgeberischen Arbeiten 
dürfte gewisse Zeit vergehen. Inzwischen 
würde wertvolle Zeit verstreichen, in der 
schon Heil- und Berufsförderungsmaßnah- 
men erweiterten Umfangs durchgeführt wer- 
den könnten. 

7. Die im deutschen Fürsorgerecht bei der 
Betreuung der Körperbehinderten verwirk- 
lichte Einheit von Heilung, Erziehung, Be- 
rufsausbildung und Eingliederung in den Ar- 
beitsprozeß ist in der Neuzeit von verschie- 
denen Seiten her sowohl im Inland wie ins- 
besondere im Ausland kritisch betrachtet, 
neu durchdacht und mit modernen schöp- 
ferischen Impulsen belebt worden. Man er- 
strebt mit der sogenannten „Rehabilitation“ 


eine totale soziale Einordnung des Behinder- 
ten in die arbeitende Gemeinschaft der Ge- 
sunden und mit der physischen gänzlichen 
oder teilweisen Wiederherstellung zugleich 
seine geistig-seelische Gesundung durch He- 
bung seines Selbstbewußtseins, durch Stär- 
kung seines Selbstvertrauens und durch Ach- 
tung der Umwelt vor der unter Aufbietung 
besonderer Tatkraft erbrachten beruflichen 
Leistung. Dieser Erfolg ist nicht ohne das 
Zusammenwirken der verschiedensten Stel- 
len und Personenkreise zu erreichen. Im Rah- 
men eines kontinuierlichen und koordinierten 
Rehabilitationsprozesses bedarf es der engen 
Zusammenarbeit von Arzt — Chirurg, Or- 
thopäde, Internist, Neurologe, Psychiater — , 
von Heilgymnast, arbeitstherapeutisch ge- 
schultem Pädagogen und Handwerker, So- 
zialfürsorger und Berufsberater. Es greifen 
in der letzten Zeit auch bereits im deutschen 
Recht die Zuständigkeiten der Gesundheits- 
verwaltung, der Fürsorgebehörden und der 
Arbeitsverwaltung ineinander über, um das 
gewünschte Ziel zu erreichen, während noch 
nach dem Preußischen Krüppelfürsorgegesetz 
von 1920 sowohl die rechtzeitige Erfassung 
von Körperbehinderten als auch ihre Behand- 
lung, Berufsausbildung und Anstaltsunter- 
bringung ausschließlich den Organen der 
öffentlichen Fürsorge oblagen. 

8. Die vorgeschlagene Regelung; stellt auf 
dem Gesamtgebiet der Rehabilitation in- 
sofern nur eine Teilregelung dar, als sie wohl 
Lücken zu schließen versucht, aber vorhan- 
dene Zuständigkeiten weitgehend unberührt 
läßt. Der Entwurf umfaßt zunächst nur einen 
Personenkreis, der nicht schon zur Errei- 
chung des gleichen Zieles anderweitig genü- 
gend gesetzlich gesichert ist. Dies ist der Fall 
bei den Kriegsbeschädigten, deren Leiden 
nach dem Gesetz über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) 
als anerkannte Beschädigungen gelten, sowie 
bei den Unfallbeschädigten, deren Leiden als 
Arbeitsunfall bzw. Berufskrankheit im Sinne 
des Dritten Buches der Reichsversicherungs- 
ordnung anerkannt sind. Beiden Gruppen 
wird Rehabilitation in ausreichendem Maße 
in Verbindung mit einer Sicherung des Le- 
bensunterhalts durch laufende Bezüge auf 
versorgungs- oder versicherungsrechtlicher 
Grundlage zuteil. 

Ferner will der Entwurf auf dem Gebiete der 
Rehabilitation für den von ihm erfaßten Per- 
sonenkreis in das Zusammenwirken zwischen 
Fürsorge und anderen Rechtsträgern, die in 
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der vergangenen Zeit — wie dargelegt — die 
ursprünglichen Träger reiner Fürsorgetätig- 
keit teilweise ergänzt, teilweise abgelöst 
haben, nicht eingreifen. Dies gilt zunächst 
in bezug auf die Sozialversicherung (vgl. § 8), 
vorzugsweise aber in bezug auf die Arbeits- 
verwaltung (§§ 5 Abs. 2 Buchstabe e, 7 
Abs. 4). Gegenüber der medizinischen Reha- 
bilitation, insbesondere dem Heilverfahren, 
der Anfangsphase des Gesamtprozesses, so- 
wie gegenüber der Phase der Erziehung, die 
— soweit erforderlich — alle übrigen Phasen 
teils begleitet, teils ergänzt, greift die Ar- 
beitsverwaltung mit der Berufsberatung be- 
reits in die Berufsförderung, eine der maß- 
gebenden Phasen der beruflichen Rehabili- 
tation, ein und nimmt deren Schlußphase, die 
Arbeitsvermittlung und Unterbringung im 
Erwerbsleben, überwiegend für sich in An- 
spruch. Aus diesem Grunde überläßt der vor- 
liegende Entwurf diesen Abschnitt der Re- 
habilitation der bereits normierten Regelung 
im Gesetz über die Beschäftigung Schwerbe- 
schädigter vom 16. Juni 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 389), welches in § 2 Abs. 2 die 
Möglichkeiten einer bevorzugten Unterbrin- 
gung von Schwererwerbsbeschränkten im Ar- 
beitsprozeß mit Hilfe der Gleichstellung 
festlegt. 

Demnach bleibt der vorgelegte Entwurf im 
derzeitigen System unserer sozialen Sicherun- 
gen ein echtes Fürsorgegesetz, das vorzugs- 
weise Art und Umfang der öffentlichen Hilfe 
durch die Fürsorgeverbände regelt. Dem 
steht nicht entgegen, daß der Entwurf auch 
andere Träger öffentlicher Aufgaben, die 
ihnen durch andere Gesetze auferlegt wur- 
den, z. B. unter dem Gesichtspunkt der 
Koordinierung anspricht (vgl. die bereits ge- 
nannten § 5 Abs. 2 Buchstabe e, Abs. 3, § 7 
Abs. 4). Eine Sonderstellung nehmen hier die 
in §§ 4 und 5 genannten ärztlichen Stellen 
ein, deren Aufgaben ihnen zum Teil bereits 
durch das Gesetz über die Vereinheitlichung 
des Gesundheitswesens vom 3. Juli 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 531) übertragen wurden, 
denen aber im Zuge der medizinischen Fort- 
entwicklung und bei der grundlegenden Be- 
deutung der Maßnahmen der medizinischen 
Rehabilitation für den Gesamtprozeß in be- 
zug auf den Heilplan weitergehende Befug- 
nisse als früher eingeräumt wurden (s. Erläu- 
terungen zu § 5 Abs. 2 Buchstabe e). 

9. Aus dem Charakter des vorgelegten Ent- 
wurfs als eines Fürsorgegesetzes ergibt sich 
dreierlei: 


a) Der Entwurf enthält entgegen mehrfach 
vorgetragenen Wünschen keine Bestim- 
mungen versorgungsrechtlichen Charak- 
ters. Insbesondere ist weder eine ziffern- 
mäßige, dem Grade der Behinderung ent- 
sprechende Rente für die Körperbehin- 
derten — wozu im übrigen wohl auch die 
Kompetenz des Bundesgesetzgebers feh- 
len dürfte — noch ein in seiner Höhe 
festes Pflegegeld festgelegt, wobei selbst- 
verständlich einem jeweils individuell 
verschiedenen Bedarf oder Mehrbedarf 
an Pflege fürsorgerechtlich Rechnung zu 
tragen ist. 

b) Der Entwurf nimmt jedoch als fürsorge- 
rechtliche Regelung an der fortschritt- 
lichen Entwicklung der Fürsorge in den 
letzten Jahren teil. Auch auf dem beson- 
deren Gebiet der Körperbehindertenfür- 
sorge können Notlagen bei Personen ent- 
stehen, die bei sonst gleichbleibenden Le- 
bensbedürfnissen und gleichbleibenden 
Einkommensverhältnissen niemals der 
Fürsorge unterliegen würden. Diese Not- 
lagen, die auf Grund der besonderen Um- 
stände der Leiden und auf Grund der 
Tatsache entstehen, daß heute zumeist 
in den Familien finanzielle Rücklagen 
nicht mehr gemacht werden können, sind 
oft aus eigener Kraft nicht zu überwin- 
den. Der Entwurf will diesen Umständen 
durch § 2 Abs. 1 in Verbindung mit §§ 9 
bis 13 Rechnung tragen. 

c) Die vorgesehenen fürsorgerechtlichen 
Entscheidungen sind durch den jeweils 
zuständigen Fürsorgeverband zu treffen 
und als Verwaltungsakte im Rahmen des 
geltenden Verwaltungsrechts anfechtbar. 

10. Im fürsorgerechtlichen Teil — der medi- 
zinische Teil bedurfte entsprechend der gege- 
benen Sach- und Rechtslage sowieso einer 
besonderen Neuregelung — werden die zu- 
vor vorgetragenen Gesichtspunkte dadurch 
berücksichtigt, daß das allgemeine Fürsorge- 
recht grundsätzlich als generelle Norm be- 
stehenbleibt und nur gewisse Sonderrege- 
lungen festgelegt werden. Da die gleichen 
Fürsorgeträger für das Sondergebiet der Kör- 
perbehindertenfürsorge zuständig bleiben, 
steht zu erwarten, daß auch die zusätzlichen 
erweiterten Hilfsmöglichkeiten dieses Ent- 
wurfs von ihnen erfolgversprechend ange- 
wandt werden. 

11. Materiellrechtlich betreffen die vorge- 
sehenen Änderungen und Ergänzungen des 
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bisherigen Fürsorgerechts einmal das Heil- 
verfahren, zum anderen die orthopädische 
Versorgung sowie endlich den Bereich der 
Bildung — insbesondere der Schulausbildung 

— und der Berufsförderung. Aber auch auf 
organisatorischem Gebiet bringt der Entwurf 
Änderungen des geltenden Fürsorgerechts 
(Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 
13. Februar 1924 — Reichsgesetzbl. I S. 100 

— in der Fassung des Gesetzes über die Än- 
derung und Ergänzung fürsorgerechtlicher 
Bestimmungen vom 20. August 1953 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 967 — RFV — , Vierte Ver- 
ordnung zur Vereinfachung des Fürsorge- 
rechts vom 9. November 1944 — Reichsge- 
setzbl. I S. 323 — und Fürsorgerechtsverein- 
barung vom 18. September 1947 in der Fas- 
sung vom 3. Mai 1949), soweit er vorsieht, 
daß die vorgesehene umfangreichere Hilfe 
durch Verlagerung von der unteren auf die 
obere Ebene, also besser durch leistungsfähi- 
gere Träger durchzuführen ist. Endlich 
kommt der in § 9 normierten Vorleistungs- 
pflicht der Fürsorgeverbände besondere Be- 
deutung zu. 

12. Der Entwurf bedarf wegen seiner orga- 
nisatorischen Bestimmungen der Zustimmung 
des Bundesrates. Die Zuständigkeit des Bun- 
des zum Erlaß des Gesetzes beruht auf 
Art. 74 Nr. 7 GG, der nach herrschender 
Auffassung nicht nur zur Regelung der Fra- 
gen der wirtschaftlichen Fürsorge, sondern 
auch der Gesundheitsfürsorge ermächtigt. 

B. Die Bestimmungen im einzelnen 

Entgegen vielfachen medizinischen und son- 
stigen Vorschlägen ist der Gesetzentwurf von 
der Bezeichnung „Krüppel“ für den Perso- 
nenkreis mit den besonderen in § 1 des Ent- 
wurfs aufgeführten Leiden abgegangen. Der 
Ausdruck „Körperbehinderte“ wurde insbe- 
sondere von den Verbänden der Körperbe- 
hinderten gewünscht, da der Ausdruck 
„Krüppel“ im Wandel der deutschen Sprache 
in den letzten Jahrzehnten eine abfällige Be- 
deutung erhalten habe. Da auch im inter- 
nationalen Sprachgebrauch, wenigstens der 
überwiegend deutsch-sprachlichen Länder, der 
Ausdruck „Krüppel“ durch den Ausdruck 
„Körperbehinderte“ ersetzt wurde, ist die- 
sen Wünschen trotz verschiedener gesetzes- 
technischer Schwierigkeiten, die der neue Be- 
griff mit sich führt, Rechnung getragen wor- 
den. Die von medizinischer Seite häufig ge- 
äußerten Bedenken, die Einführung des 
neuen Begriffs habe eine Ausweitung der er- 


strebten fürsorgerischen Betreuung auch in 
bezug auf andere Personen als diejenigen zur 
Folge, die früher üblicherweise als Krüp- 
pel bezeichnet wurden, werden nicht ge- 
teilt. Die besonderen Körperbehinderungen, 
die sich früher als Krüppelleiden darstellten, 
sind in § 1 des Entwurfs (siehe die folgenden 
Bemerkungen) eindeutig festgelegt. Es darf 
allerdings nicht übersehen werden, das ge- 
setzestechnisch nunmehr mehrere Gruppen 
von Körperbehinderungen vorhanden sind, 
und zwar Körperbehinderungen im engeren 
Sinne, d. h. die obengenannten besonderen 
Krüppelleiden, und Körperbehinderungen 
(z. B. Blindheit, Gehörlosigkeit) gemeint 
sind. Die nicht von diesem Gesetzentwurf er- 
faßten Personenkreise werden darauf hinzu- 
weisen sein, daß der Entwurf vorzugsweise 
einem Personenkreis helfen will, bei dem 
Heilung oder Milderung seines Leidens einer 
langdauernden und kostspieligen Behandlung 
sowie einer meist ebenfalls sehr kostspieligen 
prothetischen Versorgung bedarf. Dem ge- 
genüber beruht die Schwere des Schicksals, 
von der andere Körperbehinderte betroffen 
werden, z. B. Blinde und Gehörlose, mehr 
auf der Schwierigkeit einer zufriedenstellen- 
den Eingliederung in das Erwerbsleben. 

Zu § 1 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll 
nicht nur der Kreis der Personen erfaßt wer- 
den, der durch äußere Gewalteinwirkung 
z. B. den Verlust eines Gliedes oder die Ver- 
steifung eines Gelenks erlitten hat. Ein be- 
sonderes Anliegen ist vielmehr die Fürsorge 
für solche Körperbehinderte, die an den Fol- 
gen von Erkrankungen des Stütz- und Be- 
wegungssystem leiden, deren Endphase die 
Fehlform oder Fehlfunktion darstellt. Im 
Vordergrund stehen hier die Folgezustände 
nach Kinderlähmung, die in den letzten Epi- 
demien in zunehmendem Maß zu einer 
Krankheit der Jugendlichen wie auch der Er- 
wachsenen geworden ist. In der Behandlung 
der gefürchteten, in vielen Fällen nach der 
Erkrankung zurückbleibenden Lähmungen 
hat die Medizin große Fortschritte gemacht. 
Die erfolgversprechenden Behandlungsme- 
thoden müssen jedoch oft viele Monate lang 
systematisch durchgeführt werden, so daß 
die Grenzen der Leistungspflicht der Kran- 
kenversicherung überschritten und dem Be- 
troffenen und seinen Angehörigen schwerste 
finanzielle Belastungen aufgebürdet werden, 
was nicht selten zu einem vorzeitigen Ab- 
bruch einer an sich noch weitere Erfolge ver- 
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sprechenden Behandlung geführt hat. Hier 
soll nun die geplante Neuregelung sicherstel- 
len, daß in jedem Fall die modernen Behand- 
lungsmöglichkeiten voll ausgeschöpft wer- 
den, ohne die wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit der Betroffenen über das zumutbare 
Maß hinaus zu belasten. Dementsprechend 
erfaßt Absatz 1 dieser Bestimmung die vor- 
genannten schon bestehenden Behinderun- 
gen, soweit durch sie der Betreffende in sei- 
ner Erwerbsfähigkeit dauernd und wesent- 
lich beeinträchtigt wird. Behinderungen, die 
nur von vorübergehendem Einfluß auf die 
Erwerbsfähigkeit sind, sollen nicht miterfaßt 
werden. Ebenfalls nicht miterfassen will 
diese Bestimmung denjenigen Kreis von Per- 
sonen, die man als „Altersgebrechliche“ zu 
bezeichnen pflegt, da in den überwiegenden 
Fällen nicht die Behinderung als solche, son- 
dern das Alter die Erwerbsunfähigkeit her- 
beigeführt hat und die Erwerbsfähigkeit eben 
wegen des vorgerückten Alters nicht mehr 
durch Heilmaßnahmen wiederhergestellt 
werden kann. 

Was den Begriff der „wesentlichen Beein- 
trächtigung“ anlangt, so hat der Entwurf be- 
wußt die gradmäßige Festlegung — ausge- 
drückt in Hundertsätzen — vermieden, da- 
mit eine individuelle Beurteilung unter Be- 
rücksichtigung der bisherigen oder angestreb- 
ten Berufsarbeit ermöglicht wird. Es wird 
hier Aufgabe der ärztlichen Stellen sein, in- 
soweit — zumal bei den Entscheidungen 
über die Aufnahme in die Liste der Körper- 
behinderten — zu sozial befriedigenden Ent- 
scheidungen zu gelangen. Insbesondere setzen 
die Entscheidungen bei Kindern und Jugend- 
lichen gründliche Überprüfung voraus, da es 
häufig sehr schwierig sein dürfte, bei vor- 
liegenden Behinderungen dieses Personen- 
kreises festzustellen, ob und inwieweit sie 
späterhin dauernd und wesentlich die Er- 
werbsfähigkeit beeinträchtigen würden, wenn 
sie nicht beseitigt oder gebessert würden. 

Im übrigen mußte bei der Abgrenzung des 
Begriffs der Körperbehinderung der mo- 
derne Stand der medizinischen Wissenschaft 
berücksichtigt werden. Die Spaltbildungen 
des Rumpfes bringen in allen schwereren Er- 
krankungsfällen eine dauernde Beeinträchti- 
gung der Erwerbsfähigkeit mit sich. Aber 
auch bei geringgradigen Spaltbildungen der 
Lippen und des Gaumens besteht meist ne- 
ben der vorhandenen Sprachbehinderung eine 
Beeinträchtigung der V ermittlungsfähigkeit 
auf dem Arbeitsmarkt, welche die operative 


Beseitigung und anschließende Sprachbehand- 
lung unerläßlich erscheinen läßt. 

Neu aufgenommen wurden die Seelentauben 
(Fälle sensorischer Aphasie) und die Plör- 
stummen (Fälle motorischer Aphasie). Im 
Gegensatz zu den Gehörlosen, die wegen 
einer Störung des Gehörs nicht sprechen ler- 
nen, obwohl die Sprachorgane als solche nor- 
mal sind, handelt es sich hier um eine Stö- 
rung von Nervenzentren bei erhaltener 
Funktion des Fiororgans. Die Seelentauben 
hören zwar sprachliche und nichtsprachliche 
Klänge und Geräusche, ohne sie jedoch ver- 
stehen, das heißt, mit einer begrifflichen 
Vorstellung verbinden zu können. Der Hör- 
stumme versteht zwar das zu ihm gespro- 
chene Wort, besitzt aber nicht die Fähigkeit 
oder hat sie verloren, selbst zu sprechen und 
Gegenstände zu benennen. Die langdauernde 
und schwierige Behandlung der Seelentauben 
und Hörstummen, insbesondere die bei ihnen 
erforderliche Sprachheilbehandlung, ließ eine 
Aufnahme dieses Personenkreises in den vor- 
liegenden Entwurf angezeigt erscheinen, um 
auch hier alle modernen Beliandlungsmög- 
lichkeiten, die bisher nur an wenigen Orten 
der Bundesrepublik durchgeführt werden 
können, in ausreichendem Umfang anzuset- 
zen, Eine erfolgreich durchgeführte Behand- 
lung ermöglicht bei Erwachsenen eine nor- 
male Eingliederung in den Arbeitsprozeß, 
bei schulpflichtigen Jugendlichen eine nor- 
male Schulausbildung anstatt der Beschulung 
in einer Taubstummenschule. 

Ein echtes fürsorgerisches Anliegen wurde 
dadurch berücksichtigt, daß gemäß Absatz 2 
dieser Bestimmung auch die von einer Kör- 
perbehinderung bedrohten Personen mitein- 
bezogen wurden. Z. B. droht eine Körperbe- 
hinderung auch dann schon, wenn Erkran- 
kungen vorliegen, die auf Entzündung, Ent- 
artung oder äußeren Einwirkungen beruhen, 
soweit das auf diese Weise erworbene Lei- 
den bereits das Stütz- und Bewegungssystem 
ergriffen hat und soweit die im übrigen an- 
geführten Voraussetzungen vorliegen. 

Absatz 3 dieser Bestimmung schließt bewußt 
zwei Personengruppen aus, denen entspre- 
chende Hilfe durch andere sozialrechtliche 
Träger wegen gleicher Leiden wie der in § 1 
des Entwurfs genannten zuteil wird. Dies 
gilt für die Unfallverletzten, soweit sie einer 
betrieblichen Unfallversicherung nach der 
Reichsversicherungsordnung unterliegen, so- 
wie für die Beschädigten nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz — BVG — . Gleichzeitig 
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schafft der Entwurf hierdurch klare Abgren- 
zungen in bezug auf die Meldepflicht. Eine 
allgemeinere Fassung würde diejenigen Per- 
sonen, denen die Meldepflicht obliegt, vor 
große verwaltungsmäßige Schwierigkeiten 
stellen und Rechtsunsicherheit herbeiführen. 

Der Ausschluß des Personenkreises mit Schä- 
digungen im Sinne der Absätze 1 und 2 gilt 
nicht für Waisen nach § 45 Abs. 3 BVG, die 
bei Vollendung des 18. Lebensjahres durch 
körperliche oder geistige Gebrechen außer- 
stande sind, sich selbst zu unterhalten und 
denen Waisenrente gewährt wird, so lange 
dieser Zustand dauert. Dieser Personenkreis 
erhält Rente an sich nicht wegen der Beschä- 
digung, sondern als Ausgleich für den Ver- 
lust des Ernährers, der, wenn er noch lebte, 
den Unterhalt eines solchen Kindes auch über 
das 18. Lebensjahr hinaus bestritten hätte. 
Dieser Personenkreis erhält durch das BVG 
nicht die umfassende Hilfe wie die Beschä- 
digten. 

Zu § 2 

Absatz 1 enthält auf dem Sondergebiet der 
Körperbehindertenfürsorge die Festlegung 
der Pflichtaufgaben der öffentlichen Fürsorge, 
wie sie teilweise bereits nach dem allgemeinen 
Fürsorgerecht bestanden, teilweise in diesem 
Entwurf neu als Pflichtaufgaben der öffent- 
lichen Fürsorge aufgestellt werden. 

Es handelt sich hier um die Vorbeugung oder 
Verhütung einer drohenden sowie die Be- 
seitigung einer vorhandenen Körperbehinde- 
rung, um die schulische und die berufliche 
Förderung von Körperbehinderten sowie die 
Vorbereitung der Eingliederung in das Er- 
werbsleben selbst, während die Eingliederung 
als solche im vorliegenden Entwurf nicht be- 
handelt wird (siehe Nr. 8 der Vorbemerkun- 
gen), sowie endlich um die Pflege Pflegebe- 
dürftiger, d. h. meist siecher Körperbehinder- 
ter, denen nunmehr „angemessene“ Bildung 
gewährt werden soll, auch wenn eine Ein- 
gliederung in das Erwerbsleben nicht mehr 
möglich ist. Sieche Körperbehinderte sind sol- 
che Personen, deren Leiden im Sinne von § 1 
Abs. 1 des Entwurfs nach ärztlicher Voraus- 
sicht nicht besserungsfähig sind und die in- 
folgedessen ständige Pflege durch Dritte oder 
Anstaltsunterbringung benötigen. 

Dementsprechend stellen sich als neue Pflicht- 
aufgaben der öffentlichen Fürsorge einmal die 
Vorbeugung im Einzelfall dar (nach § 3 
Reichsgrundsätze bisher lediglich Kannlei- 
stung), weiterhin Fortbildung und Umschu- 


lung und endlich die Gewährung angemesse- 
ner Bildung bei siechen Körperbehinderten 
(Näheres siehe Erläuterungen zu § 7 Abs. 3 
des Entwurfs). 

In Absatz 2 wird festgelegt, daß die Durch- 
führung der gesamten Fürsorge für Körper- 
behinderte über die Aufgaben der Durchfüh- 
rung der Pflichtleistungen durch die Fürsorge- 
träger hinaus ein Anliegen ist, dem sich alle 
„hierzu befugten Stellen und Personen“, d. h. 
alle an dem Gesamtbereich der Rehabilitation 
mitarbeitenden Stellen und Personen gemein- 
sam widmen sollen. Es ist hier einmal gedacht 
an die gemeinsame Klärung von Grundsatz- 
fragen (vgl. auch § 7 Abs. 1), zum anderen 
aber auch an die Mit- und Zusammenarbeit 
der beteiligten Stellen bei der Behandlung 
der Einzelfälle. Insofern stellt diese Bestim- 
mung nicht nur eine deklaratorische Äuße- 
rung dar, sondern sie betont die Vordring- 
lichkeit der neuen Aufgaben und sollte ins- 
besondere die Fürsorgeverbände veranlassen, 
sich dieser in Zusammenarbeit mit den hierzu 
befugten Stellen und Personen federführend 
anzunehmen. 

Zu § 3 

Die Meldung an das Gesundheitsamt dient 
nicht Zwecken der Statistik oder der Verwal- 
tung, sondern ausschließlich dem Wohl der 
Körperbehinderten. Durch sie soll sicherge- 
stellt werden, daß jeder Körperbehinderte in 
den Genuß derjenigen Behandlungsverfahren 
kommt, die zur Wiederherstellung oder Her- 
stellung seiner Erwerbsfähigkeit führen kön- 
nen. 

Die Vorschriften im einzelnen (Absätze 1, 2 
und 5) übernehmen im wesentlichen die bis- 
herigen Bestimmungen des Preußischen Krüp- 
pelfürsorgegesetzes. Darüber hinaus enthal- 
ten sie Erweiterungen nicht nur in bezug auf 
den Personenkreis, der gemeldet werden muß, 
sondern auch in bezug auf denjenigen, dem 
die Meldepflicht obliegt. Die Meldepflicht er- 
streckt sich nunmehr erstmalig auch auf Er- 
wachsene. Diese Erweiterung ist aus den in 
den Vorbemerkungen geschilderten Gründen 
notwendig und berechtigt. In bezug auf den 
Kreis der meldepflichtigen Personen bringt 
der vorliegende Entwurf insofern eine Erwei- 
terung, als er neben den Ärzten und den 
Hebammen auch die sonstigen Medizinalper- 
sonen zur Meldung verpflichtet. Dazu gehö- 
ren also unter anderem Krankenpflegeperso- 
nen, Wochenpflegerinnen, Säuglings- und 
Kleinkinderschwestern, Masseure und Kran- 
kengymnasten sowie die nicht besonders auf- 
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geführten Zahnärzte und sonstige nicht ap- 
probierte Personen, die sich nach ihrer Berufs- 
angabe mit der Behandlung Kranker befas- 
sen. Besonders benannt sind außerdem die 
nicht zu den Medizinalpersonen gehörenden 
Fürsorgepersonen. Hiernach sind nicht nur 
die amtlichen Fürsorgepersonen meldepflich- 
tig, sondern auch diejenigen, die in der Freien 
Wohlfahrtspflege tätig sind. Wenn diese Per- 
sonen „gelegentlich ihrer Berufsausübung“ 
Wahrnehmungen machen, so soll damit zum 
Ausdruck kommen, daß es — anders als bei 
den Ärzten — an sich nicht Aufgabe dieser 
Personen ist, Körperbehinderungen festzu- 
stellen. Da jedoch die Praxis erwiesen hat, daß 
ein großer Teil der Meldungen, insbesondere 
in ländlichen Gegenden, durch die Fürsorge- 
personen erstattet wurde, mußte die Melde- 
pflicht insoweit beibehalten bzw. ausgedehnt 
werden. Den Erziehungsberechtigten bzw. 
Auf sichts verpflichteten will der Entwurf eine 
unmittelbare Meldepflicht nicht auferlegen. 
Letztere soll vielmehr den Arzt treffen, dem 
die Behinderten namhaft zu machen sind. 

Im Gegensatz zu früher soll nunmehr eine 
Meldung unverzüglich erfolgen (Absatz 3). 
Diese Regelung erschien geboten, da sich vor- 
aussichtlich die Eilfälle häufen werden (Ver- 
kehrs- oder sonstige Unfälle). Fernerhin er- 
schien es geboten, bei Arbeitnehmern oder 
bei Angehörigen des öffentlichen Dienstes die 
Meldungen nach Namhaftmachung der Be- 
hinderten durch den Arbeitgeber bzw. den 
Vorgesetzten Dienstherrn erstatten zu lassen, 
um insoweit Schwierigkeiten, die in einem 
Abhängigkeitsverhältnis beruhen, zu vermei- 
den (Absatz 4). 

Die in Absatz 6 vorgesehene Ausnahmerege- 
lung auf dem Gebiete der Meldepflicht glaubte 
der Entwurf verantworten zu können, um 
unnötige Verwaltungsarbeit zu ersparen. 
Wird in diesen Fällen von einer Meldung ab- 
gesehen und ist die Heilbehandlung erfolg- 
reich abgeschlossen, so bleibt es den betroffe- 
nen Personen selbst überlassen, ob sie sonstige 
etwa erforderlich werdende Maßnahmen der 
Eingliederung oder Wiedereingliederung 
selbst einleiten oder ihre Einleitung anregen. 
Im Gegensatz zum Preußischen Krüppelfür- 
sorgegesetz sind Strafbestimmungen nicht 
mehr vorgesehen. Die Praxis hat erwiesen, 
daß diese Bestimmungen kaum zur Anwen- 
dung gelangt sind. Das genannte Gesetz ver- 
dankt seine segensreiche Wirkung der frei- 
willigen Mitarbeit der beteiligten Kreise. Die- 
ser Grundsatz soll weiterhin angewandt wer- 
den. 


Zu §4 

Die Vorschrift stellt eine Rahmenvorschrift 
dar, die gegebenenfalls noch durch Bestim- 
mungen der Länder ausgestaltet werden kann. 
Auf eine gewisse Einheitlichkeit dieser Orga- 
nisation in den Ländern glaubte der Entwurf 
jedoch nicht verzichten zu können. So hat 
sich, was Absatz 1 anlangt, die Institution der 
bisherigen „Landeskrüppelärzte“ bestens be- 
währt; es bleibt den Ländern überlassen, meh- 
rere Landesärzte einzusetzen, besonders dann, 
wenn ein räumlich großes Land nicht mit 
einem Landesarzt auszukommen glaubt. 

Absatz 2 bringt keine neue Vorschrift, son- 
dern greift die Bestimmungen des Gesetzes 
über die Vereinheitlichung des Gesundheits- 
wesens vom 3. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 531), insbesondere § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe f und der dazu ergangenen Durchfüh- 
rungsverordnungen auf (1. DV vom 6. Fe- 
bruar 1935, Reichsgesetzbl. I S. 177 — § 4 
Abs. 13 — und 3. DV vom 30. März 1935, 
RMBl. S. 327 — § 63 — ). Der Entwurf hat 
die bisherigen Krüppelfürsorgestelilen bei den 
Gesundheitsämtern in „ärztliche Beratungs- 
stellen für Körperbehinderte“ umbenannt. 

Zu § 5 

Die Regelung in Absatz 1 verfolgt den Zweck, 
das Aufgabengebiet des Landesarztes für Kör- 
perbehinderte, wie es sich in der Praxis in 
denjenigen Gebieten, in denen bisher bereits 
ein Landeskrüppelarzt vorhanden war, her- 
ausgebildet hat, einheitlich für das ganze 
Bundesgebiet festzulegen. 

Die Vorschriften des Absatzes 2 entsprechen 
den gesetzlichen Bestimmungen über die Tä- 
tigkeit der Gesundheitsämter, wie sie sich aus 
§ 4 Abs. 10 der l.DV zum Vereinheit- 
lichungsgesetz ergeben. Der ausschließliche 
Zweck dieser Vorschriften ist, im Einverneh- 
men mit dem behandelnden Arzt dafür Sorge 
zu tragen, daß in jedem Fall alle zweckmäßi- 
gen Maßnahmen eingeleitet und sinngemäß 
weitergeführt werden. Entsprechend dem 
Endziel einer zufriedenstellenden Eingliede- 
rung sollen sich, soweit erforderlich, in die 
Phase der medizinischen Rehabilitation schon 
diejenigen Stellen einschalten, die für die 
Maßnahmen der Erziehung und Berufsförde- 
rung zuständig sind. Die Einschaltung des 
Fürsorgeverbandes erfolgt aber nicht allein 
aus diesem Grunde, sondern auch, damit er 
entsprechend seiner Verpflichtung zur Finan- 
zierung auch bei den Entscheidungen im Rah- 
men der Heilbehandlung maßgeblich beteiligt 
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wird. Der Fürsorgeverband sollte sich hier 
allerdings überwiegend — entsprechend dem 
Sinn der Regelung — auf Fragen mehr orga- 
nisatorischer Art, vornehmlich die Auswahl 
der Anstalten, beschränken, dies insbesondere 
dann, wenn Maßnahmen der Erziehung oder 
der Berufsförderung gleichzeitig durchgeführt 
werden müssen» 

Die Sonderregelung des Absatzes 3 entspricht 
der Bedeutung der Krankenkassen bei der Be- 
handlung der in § 1 Abs. 1 und 2 genannten 
Personen, soweit sie Versicherte oder Fami- 
lienangehörige im Sinne des § 205 RVO sind. 
Ähnlich wie der Fürsorgeverband soll auch 
die Krankenkasse entsprechend ihrer Ver- 
pflichtung zur Finanzierung bei den Entschei- 
dungen im Rahmen der Heilbehandlung 
maßgeblich beteiligt sein. Auch die Kranken- 
kasse sollte sich hier auf Fragen mehr orga- 
nisatorischer Art beschränken. 

Den freiberuflich tätigen Ärzten fällt nach 
Absatz 4 ein wesentlicher Anteil bei der 
Durchführung der Heilpläne zu. Sie können 
entweder den von der ärztlichen Beratungs- 
stelle aufgestellten Heilplan übernehmen oder 
selbst einen Heilplan aufstellen. 

Sind zu dessen Durchführung öffentliche Mit- 
tel nicht erforderlich, so soll sich die ärzt- 
liche Beratungsstelle mit Rücksicht auf die 
freie Verantwortung des behandelnden Arz- 
tes im wesentlichen darauf beschränken, da- 
für Sorge zu tragen, ob und inwieweit die 
sonstigen Erfordernisse einer zufriedenstel- 
lenden Eingliederung gesichert erscheinen. Sie 
hat dann von sich aus gegebenenfalls den Für- 
sorgeverband und etwaige sonstige zuständige 
Stellen hinzuzuziehen. 

Auch die Kassenärzte sind freiberuflich tätige 
Ärzte, von denen der Entwurf in Absatz 4 
spricht; er will weder in das Vertragsverhält- 
nis zwischen Ärzten und Trägern der Kran- 
kenversicherung eingreifen, noch berührt er 
deren Selbstverwaltung. Es obliegt den Kas- 
senärzten, den Heilplan, den sie im Beneh- 
men mit der ärztlichen Beratungsstelle durch- 
führen, entsprechend den jeweils gegebenen 
Möglichkeiten der Krankenversicherung zu 
gestalten. Für die Gewährung ambulanter Be- 
handlung und für die Verordnung von Arz- 
neien und Heilmitteln sind die Bestimmun- 
gen des Kassenarztrechts maßgeblich. 

Zu § 6 

Diese Bestimmung leitet zu den fürsorge- 
rechtlichen Einzelbestimmungen (§§ 7, 9 bis 
13) über. Diese regeln nicht nur materiell- 


rechtliche Fragen in Ausführung der in § 2 
Abs. 1 festgelegten Pf lieh tauf g alben der Für- 
sorge für den von dem Entwurf erfaßten 
Personenkreis, sondern auch Fragen der Zu- 
ständigkeit. Im übrigen will «der Entwurf we- 
der die Grundkonzeption des gegenwärtigen 
Rechts auf dem Gebiete der fürsorgerecht- 
lichen Zuständigkeiten ändern, noch möchte 
er veranlassen, daß dies gemäß § 3 RFV durch 
die Länder geschieht. Eine etwaige Änderung 
dieser Konzeption, «die zur Zeit auf bundes- 
’einheitlicher Grundlage durch die Vierte Ver- 
ordnung zur Vereinfachung des Fürsorge- 
rechts sowie durch die Fürsorgerechtsverein- 
barung gegeben ist, sollte der zukünftigen 
Gestaltung des Fürsorgerechts im Rahmen 
der Sozialreform Vorbehalten bleiben. 

Die Abweichungen vorn geltenden Fürsorge- 
recht auf dem Gebiete der Zuständigkeiten 
sind in § 7 Albs. 2 des Entwurfs (siehe die Er- 
läuterung hierzu) enthalten, die Abweichun- 
gen in materieUrechtlieher Hinsicht in § 7 
Abs. 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1, §§ 9 
bis 13 des Entwurfs (siehe die Erläuterungen 
zu den genannten Bestimmungen). 

Zu §7 

Absatz 1 dieser Bestimmung enthält insoweit 
eine organisatorische Regelung, als die Lan- 
desfürsorgeverbände, bei denen schon nach 
dem bisherigen Recht der Schwerpunkt der 
Körperbehindertenfürsorge lag, zum Mittel- 
punkt aller auf diese besondere Fürsorge ab- 
zielenden Maßnahmen erklärt werden. Die 
Bestimmung findet eine Parallele in § 5 
Abs. 4 RFV, wonach die Fürsorgestellen für 
ihren Bereich Mittelpunkt der öffentlichen 
Wohlfahrtspflege und zugleich Bindeglied 
zwischen öffentlicher und freier Wohlfahrts- 
pflege sein sollen. 

Dem gleichen Ziele sollen die Arbeitsgemein- 
schaften dienen, die nach dieser Bestimmung 
nicht nur mit den Verbänden der ' freien 
Wohlfahrtspflege, sondern auch mit den Trä- 
gern der Sozialversicherung, -den mit der 
Durchführung des Schwerbeschädigtengeset- 
zes beauftragten und sonstigen Stellen und 
Personen, gebildet werden sollen. An der 
Durchführung des Schwerbeschädigtengesetzes 
sind neben den Dienststellen der Bundesan- 
stalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung die Hauptfürsorgestellen 
maßgebend beteiligt, deren reiche Erfahrun- 
gen bei der beruflichen Wiedereingliederung 
der Kriegsbeschädigten auch hier nutzbar ge- 
macht werden sollten. Die Einschaltung -der 
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Dienststellen »der Bundesanstalt bezweckt eine 
befriedigende Handhabung bei der endgülti- 
gen Eingliederung der Behinderten in das 
Wirtschaftsleben. Bei den „sonstigen Stellen 
und Personen“ ist nicht nur an die freiberuf- 
lich tätigen Ärzte gedacht, die auf dem Ge- 
biete der Heilbehandlung weitgehend an der 
Durchführung des Gesetzes beteiligt sind, son- 
dern auch an etwaige Stellen, die sich mit der 
Eingliederung der Behinderten neben den 
Dienststellen der Bundesanstalt zu beschäfti- 
gen haben, z. B. Handelskammern , Hand-* 
Werkskammern oder Innungen, die bei der 
Schaffung selbständiger Existenzen zu hören 
sind. Den Landesfür sorgeverbänden ist somit 
freie Hand gelassen, die Arbeitsgemeinschaf- 
ten nach den Gegebenheiten des jeweiligen 
Bezirks sowie auch etwa der jeweiligen ar- 
beitsmarktpolitischen Lage entsprechend zu- 
sammenzusetzen. Hierbei sollte das Ziel, ein 
zuverlässiges beratendes Organ zur Verfü- 
gung zu haben, nicht durch Schaffung zu 
großer Gremien aus den Augen verloren wer- 
den. Es bleibt den Landesfürsorgeverbänden 
auch überlassen, ob und inwieweit sie sich mit 
Einzelfällen befassen wollen. 

Absatz 2 enthält zwei Änderungen des gelten- 
den Rechts auf dem Gebiete der Zuständig- 
keiten: 

l.Die Verlagerung der Siechenpflege bei Be- 
hinderten, die das 21. Lebensjahr vollendet 
haben, von den Bezirksfürsorgeverbänden 
auf die Landesfürsorgeverbände entspricht 
vielfachen dringend geäußerten Wünschen 
der betreffenden Personenkreise. Der bis- 
herige Rechtszustand folgt aus § 1 Abs. \ 
Satz 2 der Vierten Verordnung zur Ver- 
einfachung des Fürsorgerechts sowie der 
gleichlautenden Bestimmung der Fürsorge- 
rechtsvereinbärung. 

Die Praxis hat sich dahin entwickelt, daß 
man unter den „besonderen Einrichtungen 
der Krüppedbehandlung“ nicht ausschließ- 
lich Einrichtungen zum Zwecke der Heil- 
behandlung versteht. Durch diese Interpre- 
tation wurde es häufig ermöglicht, lediglich 
pflegebedürftigen Jugendlichen ebenfalls 
die -weiteren Vorteile einer Sonderanstalt 
bis zum 21. Lebensjahr zuteil werden zu 
lassen, in welcher Möglichkeiten der Be- 
schäftigung und Weiterbildung gegeben 
waren, auch wenn bei ihnen wegen der 
Schwere ihres Leidens weder eine Ausbil- 
dung noch Hilfe zur Erwerbsbefähigung 
möglich war. Nach Vollendung des 21. Le- 
bensjahres ging bei ihnen jedoch die Zu- 


ständigkeit in bezug auf die Anstaltspflege 
auf die Bezirksfürsorgeverbände über, wo- 
durch oftmals ein unliebsamer Wechsel be- 
dingt war. 

Mit Hilfe der Bestimmung sollte es jedoch 
nunmehr möglich sein, Pflegebedürftige in 
geeigneten Sonderanstalten unterzubringen, 
in denen die Voraussetzungen für eine an- 
gemessene Bildung oder Weiterbildung vor- 
handen sind sowie Anleitung zu einer ge- 
wissen regelmäßigen Beschäftigung gegeben 
werden kann. 

2. Die zweite Abänderung betrifft die Ver- 
lagerung der orthopädischen Versorgung 
mit Ersatzgliedern und sonstigen größeren 
orthopädischen Behelfen. Auch diese Ab- 
änderung entspricht berechtigten Wün- 
schen der Praxis. Die Kostentragung für die 
kostspielige orthopädische Versorgung 
kann leistungsschwachen Bezirks fürsorge- 
verbänden nicht zugemutet werden. Eine 
Einsparung von Öffentlichen Kosten auf 
diesem Sondergebiet wirkt sich jedoch sehr 
nachteilig auf die Arbeits- und Einsatz- 
fähigkeit der behir^rten Personen im Er- 
werbsleben aus. Zu den größeren orthopä- 
dischen Behelfen gehören auch die Selbst- 
fahrer, die häufig aus den gleichen Grün- 
den für die Betroffenen unentbehrliche 
Hilfsmittel sind. Die vorgesehene Rechts- 
verordnung wird sich von den Gesichts- 
punkten leiten lassen, ob und inwieweit bei 
den sogenannten kleineren orthopädischen 
Behelfen an die Leistungsfähigkeit der Be- 
zirksfürsorgeverbände Anforderungen ge- 
stellt werden können. 

In Absatz 3 werden die in <§ 2 Abs. 1 des 
Entwurfs normierten Pflichtaufgaben der 
öffentlichen Fürsorge auf dem Sondergebiet 
der Körperbehindertenfürsorge naher erläu- 
tert. Das Wort „Fürsorgeverbände“ besagt 
nicht, daß insoweit die Länder bestimmen 
sollen, ob die in § 7 Abs. 3 aufgeführten Auf- 
gaben von den Landesfürsorge verbänden oder 
von den Bezirksfürsorgeverbänden durchzu- 
führen sind; vielmehr soll es insoweit bei der 
in Absatz 2 genannten Zuständigkeitsvertei- 
lung bleiben. Die Zuständigkeitsverteilung 
nach § 7 Abs. 3 richtet sich demnach nach der 
Feststellung des Heilplans {§ 5 Abs. 2 Buch- 
stabe e), welche Maßnahmen stationär und 
welche ambulant durchzuführen sind. Für die 
stationäre Behandlung auf dem Gebiete des 
Heilverfahrens sind die Landesfürsorgever- 
bände zuständig. Das gleiche mit für die 
Schulausbildung oder die Berufsförderung, so- 
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weit sie nicht ambulant, sondern ebenfalls 
in geeigneten Sonderanstalten durchzuführen 
ist. Ob und inwieweit letzteres der Fall ist, 
kann nach den örtlichen Gegebenheiten außer- 
ordentlich verschieden sein. Für alle übri- 
gen Maßnahmen sind die Bezirksfürsorgever- 
bände zuständig. 

Die Durchführung des Heilverfahrens bei 
einem Körperbehinderten war, um Erwerbs- 
fähigkeit zu erzielen, bereits nach dem bisher 
geltenden Recht Pflichtaufgabe der öffent- 
lichen Fürsorge. In Absatz 3 Buchstabe a der 
Bestimmung wird noch einmal ausdrücklich 
darauf hingewiesen, daß trotz der Selbstän- 
digkeit der medizinischen Stellen es bei dem 
Grundsatz bleibt, daß die Träger der Für- 
sorge die Maßnahmen des Heilverfahrens zu 
finanzieren haben. Ihre Mitwirkung bei der 
Festlegung des Heilplanes, die allerdings kei- 
nen Eingriff in rein medizinische Fragen be- 
deuten soll, ist insoweit berechtigt und auch 
durch den Wortlaut von § 5 Abs. 2 Buch- 
stabe e genügend gesichert. Ein Heilverfahren 
soll jedoch nicht nur dann durchgeführt wer- 
den, wenn Erwerbsbefähigung zu erzielen ist, 
sondern auch dann, wenn noch erreicht wer- 
den kann, daß schwerbehinderte Personen un- 
abhängig von Pflege durch Dritte oder An- 
staltsunterbringung gemacht werden können. 
Insoweit enthalt die Bestimmung eine Erwei- 
terung des bisher geltenden Rechts. Das glei- 
che gilt für Absatz 3 Buchstabe b, wonach 
Hilfe zu einer angemessenen Bildung, insbe- 
sondere Schulausbildung, geleistet werden 
soll. Nach § 6 Abs. 1 Buchstabe e Reichs- 
grundsätze in der Fassung des Fürsorgeände- 
rungsgesetzes wird zwar nunmehr ebenfalls 
Hilfe zur Ausbildung für einen aneemessenen 
Beruf gewährt; es bedurfte an dieser Stelle 
jedoch der Klarstellung, ob die Hilfe zu einem 
angemessenen Beruf auch die Hilfe zu einer 
angemessenen, z. B. auch höheren Schulaus- 
bildung umfaßt, wenn wegen der Schwere des 
Leidens eine handwerkliche Ausbildung nicht 
ratsam erscheint. Der Begriff 'der Angemes- 
senheit umfaßt auch sonstige objektive Tat- 
bestände, z. B. Herkunft des Jugendlichen, 
arbeitsmarktpolitische Lage usw., die neben 
den rein subjektiven Gesichtspunkten (kör- 
perliche und geistige Geeignetheit des Jugend- 
lichen) zu berücksichtigen sind. Die angemes- 
sene Schulausbildung ist unter Umständen 
auch dann nachzuholen, wenn der Jugend- 
liche das 14. Lebensjahr oder das Jahr des 
sonst üblichen Schulschlusses bereits voll- 
endet hat, aber einen Abschluß der Schule 


wegen seines Leidens nicht erreichen konnte, 
z. B. wegen einer Erkrankung an Kinderläh- 
mung. Auch dann, wenn eine ordnungsgemäße 
Ausbildung — insbesondere Berufsausbildung 
— wegen der Schwere des Leidens nicht durch- 
geführt werden kann, soll dem betroffenen 
Jugendlichen die Teilnahme an gewissen Bil- 
dungsmaßnahmen ermöglicht werden, die 
sein Leben besser ausfüllt, sein Dasein men- 
schenwürdiger gestaltet und in ihm trotz der 
zwangsläufigen Isolierung durch schwere kör- 
perliche Behinderung Verständnis für das 
öffentliche Leben erweckt. Durch die Ge- 
währung der Hilfe zu einer angemessenen 
Schulausbildung durch den Fürsorgeverband 
wird die gesetzlich festgelegte Trägerschaft 
auf dem Sektor des Schulwesens nicht auf den 
Fürsorgeverband verlagert. 

Absatz 3 Buchstabe c soll § 6 Abs. 1 Buch- 
stabe e Reichsgrundsätze insofern ergänzen, 
als die letztgenannte Bestimmung nur die 
Ausbildung für einen angemessenen Beruf er- 
wähnt. Bei Körperbehinderten ist vielfach die 
Erwerbstätigkeit trotz abgeschlossener Aus- 
bildung auf Jahre hinaus unterbrochen, so 
daß die Unterbringung im Erwerbsleben nach 
Abschluß des Heilverfahrens allein auf Grund 
einer Ausbildung häufig nicht gelingt. Hier 
bedarf es der Fortbildung. Ist gleicherweise 
durch die Schwere der Behinderung die Aus- 
übung des bisherigen Berufes nicht mehr mög- 
lich, so bedarf es der Umschulung. Gerade 
auf diesem Gebiete werucii sich die zuständi- 
gen Stellen der reichen Erfahrungen der 
Hauptfürsorgestellen auf dem Gebiete der 
Wiedereingliederung der Beschädigten nach 
dem BVG bedienen können. 

Absatz 4 legt die Mitwirkung der Dienststel- 
len der Bundesanstalt zu den Zeitpunkten 
fest, in denen diese Mitwirkung erforderlich 
wird. Dies gilt insbesondere für die Berufs- 
beratung, welche die arbeits- und berufsför- 
dernden Maßnahmen wesentlich steuern soll, 
sowie für die Arbeitsvermittlung, sobald eine 
Eingliederung in das Erwerbsleben möglich 
ist. Hier ist insbesondere ein enges Zusam- 
menarbeiten zwischen den beteiligten Stellen 
erforderlich, wobei es den Fürsorgestellen ob- 
liegt, Maßnahmen der Eingliederung anzu- 
bahnen. Mit den „sonstigen hierfür zustän- 
digen Stellen“ sind insbesondere diejenigen 
Stellen gemeint, die gehört werden müssen, 
wenn es sich um die Schaffung selbständiger 
Existenzen handelt (siehe Erläuterungen zu 
Absatz 1). 
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Zu § 8 

Diese Bestimmung dient der Klarstellung. 
Wie bereits in Nr. 8 der Vorbemerkungen 
ausgeführt, will der Entwurf, der sich be- 
wußt auf das Fürsorgerecht beschränkt, die 
bisherigen Beziehungen zwischen Fürsorge- 
und anderen Rechtsträgern nicht umgestal- 
ten. Dies gilt auf dem Gebiet der Sozialver- 
sicherung vorzugsweise für die Krankenver- 
sicherung. Den Krankenkassen obliegen daher 
auf dem Gebiet der Krankenpflege Körper- 
behinderter wie bisher nur diejenigen Leistun- 
gen, zu denen sie nach Gesetz oder Satzung 
verpflichtet sind. Auch dürften wie bisher 
die Ergebnisse der Rechtsprechung zu berück- 
sichtigen sein; z. B. können unter die hier ge- 
nannten Leiden auch die in § 1 genannten 
Spaltbildungen des Gesichts und des Rumpfes 
fallen, wie aus dem Kommentar von Eckert- 
Sauerborn zu § 182 RVO hervorgeht. Nach 
einem dort zitierten Entscheid des Reichsver- 
sicherungsamtes gelten auch angeborene Lei- 
den als Krankheiten im Sinne der RVO, 
„wenn eine Operation zur Beseitigung von 
Beschwerden oder der Gefahr unmittelbar 
drohenderVerschlimmerung notwendig wird". 

In einzelnen Bundesländern sind zwischen den 
Versicherungsträgern und' den Fürsorgever- 
bänden Vereinbarungen über die Abgrenzung 
der Kostenübernahme bei solchen Fällen ge- 
troffen worden, die nicht unter die Regel- 
leistungen fallen. 

Zu § 9 

Durch die Bestimmungen der §§ 9 ff. wird 
auf dem Gebiet der Körperbehindertenfür- 
sorge einem minderbemittelten Personenkreis 
Hilfe über die bisherige Fürsorge hinaus ge- 
geben. Diese Hilfe erscheint dringend not- 
wendig. Sie wird von ärztlicher Seite insbe- 
sondere für die Kinderlähmungsfälle für un- 
erläßlich gehalten, da es sich bei diesen am 
eindringlichsten herausgestellt hat, daß die 
bisherige Ausrichtung auf den Fürsorgericht- 
satz bei weitem nicht genügte, um diese 
Krankheit erfolgreich zu bekämpfen und ihre 
schweren Folgen zufriedenstellend zu besei- 
tigen. Gleichzeitig bedeutet die in dieser Be- 
stimmung enthaltene Vorleistungspflicht des 
Landesfürsorgeverbandes eine Weiterentwick- 
lung des geltenden Rechts. Hierdurch sollen 
für die Zukunft unliebsame Auseinanderset- 
zungen, insbesondere mit den Trägern der 
Sozialversicherung, vermieden werden. Dies 
besagt nicht, daß hieraus eine endgültige Be- 
lastung des Landesfürsorgeverbandes er- 


wächst, vielmehr kann er einmal im Rah- 
men der folgenden Regelung von dem Kör- 
perbehinderten und seinem nicht getrennt le- 
benden Ehegatten einen Beitrag bzw. Ersatz 
verlangen und sich im übrigen auf Grund 
der bisherigen fürsorgerechtlichen Regelung 
an sonstige Drittverpflichtete halten. 

Nach Absatz 1 hat der Landesfürsorgever- 
band ein Heilverfahren stets unter drei Vor- 
aussetzungen durchzuführen: 

a) das Heilverfahren muß durch einen Heil- 
plan — § 5 Abs. 2 Buchstabe e — festge- 
legt sein; 

b) der Körperbehinderte muß seine Zustim- 
mung zur Durchführung des Heilverfah- 
rens geben — Prinzip der Freiwillig- 
keit — ; 

c) das Heilverfahren muß überwiegend sta- 
tionär durchgeführt werden. 

Diese Voraussetzung ist auch für die Eilf alle 
unerläßlich. Bei Verkehrsunfällen oder son- 
stigen Unfällen z. B. setzt die Zuständigkeit 
des Landesfürsorgeverbandes erst ein, wenn 
sich Behinderungen im Sinne von § 1 heraus- 
s teilen und nachträgliche Meldung erfolgt. 
Die ärztliche Erstversorgung ist kein Heilver- 
fahren im Sinne dieses Entwurfs; wird bei 
der nachträglichen Prüfung der Kostenfrage 
fürsorgerechtliche Hilfsbedürftigkeit festge- 
stellt, so regelt sich die Hilfe erforderlichen- 
falls nach allgemeinem Fürsorgerecht. 

Ambulante Heilverfahren werden dann mit 
in die Zuständigkeit des Landesfürsorgever- 
bandes einbezogen, wenn sie innerhalb des 
Heilplanes mit einem stationären Heilverfah- 
ren verbunden sind (zwischenzeitliche Entlas- 
sung oder Nachbehandlung). Insoweit soll ein 
Wechsel der Zuständigkeit sowie des Maß- 
stabes der Hilfsbedürftigkeit vermieden wer- 
den. 

Durch Absätze 2 und 3 soll der Landesfür- 
sorgeverband, wenn die Voraussetzungen von 
§10 gegeben sind, von seiner Kostentragungs- 
pflicht teilweise entlastet bzw. völlig befreit 
werden. Verlangt er die Zahlung eines Bei- 
trags, so wird hierdurch die Leistungspflicht 
des Körperbehinderten und seines nicht ge- 
trennt lebenden Ehegatten im Rahmen des 
Fürsorgerechts begründet. 

Zu § 10 

Diese Bestimmung legt fest, daß der Landes- 
fürsorgeverband, wenn er den Körperbehin- 
derten und seine nicht getrennt lebende Ehe- 
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frau zur Zahlung eines Beitrags zu den 
Kosten des Heilverfahrens verpflichtet, ledig- 
lich. gewisse den genannten Personen tat- 
sächlich zufließende Beträge oder Einsparun- 
gen berücksichtigen darf. Diese Beträge hat 
er angemessen zu berücksichtigen. 

In § 10 Buchstabe a hat der Entwurf bei der 
schonenden Heranziehung von Einkommen 
einen Maßstab gewählt, der im Bereich der 
Hilfe für Behinderte und Kranke bereits eine 
wichtige Rolle spielt. Dem Körperbehinder- 
ten soll nunmehr bei den häufig so ungleich 
längeren und kostspieligeren Heilverfahren 
mindestens die gleiche Hilfe zuteil werden, 
wie sie der Kranke im Rahmen der Kranken- 
versicherung erhält; insoweit sollen ihm auch 
hier die notwendig entstehenden Kosten 
ferngehalten werden, wenn seine steuerpflich- 
tigen Einkünfte — die Wahl dieses Begriffes 
erwies sich als notwendig, um einen gerech- 
ten Maßstab auch für die selbständigen Be- 
rufe zu finden — unterhalb der genannten 
Verdienstgrenze liegen. 

Unabhängig davon, ob die steuerpflichtigen 
Einkünfte unterhalb der Verdienstgrenze 
bleiben oder letztere übersteigen, sind nach 
§ 10 Buchstabe b auch Leistungen Dritter an- 
gemessen zu berücksichtigen, die ausschließ- 
lich zu dem Zwecke gewährt werden, die 
Kosten des Heilverfahrens abzudecken. Dies 
gilt ebenso bei Leistungen, die Unterhalts- 
verpflichtete den Körperbehinderten für den 
genannten Zweck zuwenden, wie bei ent- 
sprechenden Leistungen privater Kranken- 
versicherungen. Würde diese Bestimmung 
nicht ausdrücklich festgelegt, so würde der 
Körperbehinderte im Rahmen von § 10 
Buchstabe a seine Einkünfte, auch soweit sie 
ausschließlich zur Bestreitung der Kosten des 
Heilverfahrens bestimmt sind, bis zur Er- 
reichung der genannten Verdienstgrenze 
nicht einzusetzen brauchen. Jedoch können 
im Rahmen dieser Bestimmung Beträge, die 
dem Körperbehinderten laufend freiwillig 
schon vor Beginn eines Heilverfahrens zuge- 
wendet wurden, nur dann berücksichtigt 
werden, wenn durch sie die genannte Ver- 
dienstgrenze überschritten wird. 

Auch die in § 10 Buchstabe c aufgeführten 
Einsparungen sind in allen Fällen zu berück- 
sichtigen; ihre Einsetzung — in der Regel in 
vollem Umfange — entspricht der Billigkeit. 

Bei der vorliegenden Bestimmung handelt es 
sich um Schonvorschriften bei der Heran- 
ziehung von Einkommen, In bezug auf die 


Heranziehung von Vermögen verbleibt es 
bei der im allgemeinen Fürsorgerecht be- 
stehenden Regelung. Danach sollte gerade 
in der Körperbehindertenfürsorge nach § 10 
in Verbindung mit §§ 8 und 8 a Reichs- 
grundsätze jeder Einzelfall besonders sorg- 
fältig und wohlwollend geprüft werden, da- 
mit nicht durch Verwertung von Vermögen 
der Behinderte nach späterer Wiedereinglie- 
derung etwa der Existenz- oder Kreditgrund- 
lage beraubt und somit das mit diesem Ent- 
wurf angestrebte Ziel vereitelt würde. 

Zu § 11 

Die in § 10 Buchstabe a festgelegte Frei- 
grenze bei der Heranziehung von Einkom- 
men soll auch unterhaltspflichtigen Dritten 
zugute kommen. Selbstverständlich ist eine 
Heranziehung nur dann möglich, wenn eine 
Unterhaltsverpflichtung nach bürgerlichem 
Recht überhaupt besteht; dies gilt auch für 
die getrennt lebende Ehefrau. Es entspricht 
der Billigkeit, daß auch die in § 10 Buchsta- 
ben b und c genannten Beträge durch unter- 
haltspflichtige Dritte einzusetzen sind. 

Rechtsansprüche auf Leistungen gegen einen 
Dritten zur Deckung des Lebensbedarfs nach 
§ 21 a RFV sind auch Ansprüche, die der 
Körperbehinderte wegen der Verursachung 
der Körperbehinderung aus unerlaubter 
Handlung oder aus anderen rechtlichen Vor- 
schriften (Haftpflichtgesetz, Straßenverkehrs- 
gesetz) gegen Dritte hat und deren Gegen- 
stand geldliche Leistungen zur Beseitigung 
der Körperbehinderung sind. 

Zu § 12 

Diese Bestimmung dient der Klarstellung. Es 
wurde zwar bereits in den Erläuterungen zu 
§ 9 ausgeführt, daß die nach Absatz 2 auf 
Grund des berechtigten Verlangens des Lan- 
desfürsorgeverbandes entstehende Beitrags- 
pflicht eine Verpflichtung fürsorgerechtlicher 
Natur sei. Auf sie sollen daher’auch die Be- 
stimmungen über die Möglichkeit der Fest- 
legung des Verwaltungsrechtswegs nach 
§ 25 c RFV sinngemäß angewandt werden. 

Zu § 13 

Entsprechend der Bedeutung der orthopä- 
dischen Versorgung sowohl für die Erwerbs- 
fähigkeit wie für die Bewegungsmöglichkeit 
im täglichen Leben empfahl sich nicht nur 
die Verlagerung der Zuständigkeit auf den 
Landesfürsorgeverband nach § 7 Abs. 2, son- 
dern auch die Anwendung der §§ 9 bis 12. 


19 



Zu § 14 

Diese Bestimmung befaßt sich einerseits mit 
dem Umfang der Hilfeleistung bei der 
Durchführung eines ambulanten Heilverfah- 
rens, soweit es nicht notwendig mit einem 
stationären Heilverfahren verbunden ist, und 
andererseits mit der Hilfeleistung bei er- 
zieherischen und berufsfördernden Maßnah- 
men. Ein ambulantes Heilverfahren würde 
von Personen, die zwar nicht mehr fürsorge- 
rechtlich hilfsbedürftig sind, aber zu den 
Minderbemittelten gerechnet werden müs- 
sen, häufig nicht durchgeführt werden. Da- 
her war auch hier eine besondere Regelung 
notwendig. Eine dem § 10 Buchstabe a ent- 
sprechende Regelung war jedoch nicht erfor- 
derlich, da die ambulanten Heilverfahren 
zwar oft langwierig, aber nicht in gleicher 
Weise kostspielig sind (z. B* Gehschulen, 
orthopädisches Turnen, Massagen usw.). Eine 
Begrenzung durch die Festlegung des dop- 
pelten Richtsatzes erschien insoweit geboten 
und ausreichend. 

Eine Regelung im gleichen Umfang bot sich 
bei den Maßnahmen der Berufsförderung an, 
da körperbehinderte Jugendliche nicht besser 
gestellt werden sollten als der Personenkreis 
der jugendlichen Kriegsopfer und der Lasten- 
ausgleichsberechtigten. Insoweit lehnt sich 
der Entwurf an bereits bewährte Regelungen 
auf dem Gebiete der Ausbildungs- oder Er- 
ziehungsbeihilfen an. Werden allerdings Maß- 
nahmen der Berufsförderung stationär — 
ohne die gleichzeitige Gewährung eines Heil- 
verfahrens — durchgeführt, so erübrigt sich 
die Freilassung eines Einkommenteiles in 
Höhe des doppelten Richtsatzes für den Be- 
hinderten selbst, da die Kosten der Berufs- 
förderungsmaßnahmen insgesamt auch die 
Kosten für seinen Lebensunterhalt während 
der Anstaltsunterbringung umfassen. 

Zu § 15 

Die Bestimmung lehnt sich an ähnliche Vor- 
schriften anderer sozialrechtlicher Gesetze an 
(z. B. § 606 RVO, § 23 BVG). Sie bezweckt 
insbesondere die Sicherstellung einer raschen 
und umfassenden Heilbehandlung. Sie soll 
jedoch auch zur Anwendung gelangen, wenn 
Anordnungen im Rahmen der orthopä- 
dischen Versorgung und der Berufsförderung 
nicht befolgt werden, z. B. wenn verordnete 
Prothesen nicht getragen oder nicht pfleglich 
behandelt werden. Mit dieser Bestimmung 
soll erreicht werden, daß der Behinderte, der 
sich freiwillig einer Eingliederungsmaßnahme 


unterzieht, die in seinem Interesse sowie im 
Interesse der Allgemeinheit unter Einsatz er- 
heblicher öffentlicher Mittel durchgeführt 
wird, auch sich selbst voll dafür einsetzt, daß 
ein zufriedenstellendes Ergebnis erzielt wird. 
Die Versagung setzt eine begründete Erklä- 
rung des Landesfürsorgeverbandes gegen- 
über dem Behinderten voraus, die zweck- 
mäßieerweise schriftlich erfolgen sollte. Sie 
kann auch auf Zeit ausgesprochen werden. 
Sie bedarf eines sorgfältigen Abwägens der 
Fürsorgeverbände; in der Regel sollte auf die 
Erzielung gewisser Teilergebnisse der Reha- 
bilitation nicht verzichtet werden. 

Zu § 16 

Die Ausschaltung der Ersatzpflicht des Kör- 
perbehinderten sowie seines Ehegatten ge- 
mäß dem Wortlaut der bisherigen Bestim- 
mungen (§§ 25 und 25 a RFV) gegenüber 
dem Fürsorgeverband entspricht berechtigten 
Wünschen des betroffenen Personenkreises. 
In der Tat würde die nunmehr im Fürsorge- 
recht zu verankernde moderne Körperbehin- 
dertenfürsorge Stückwerk bleiben, wenn sie 
sich auf den Zeitraum der Durchführung der 
Maßnahmen selbst beschränken würde. Die 
Auferlegung einer Ersatzpflicht, die den Kör- 
perbehinderten nach erfolgreicher Eingliede- 
rung an seinem neuen Arbeitsplatz derart be- 
lastet, daß ihm lediglich wie vorher ein 
Existenzminimum verbleibt, würde viele da- 
von abhalten, sich den hier vorgesehenen 
Maßnahmen zu unterziehen. 

Die Bestimmung soll jedoch nicht die nach- 
trägliche Heranziehung des Betroffenen bzw. 
seines nicht getrennt lebenden Ehegatten im 
Rahmen der §§ 9 und 10 dieses Entwurfs 
ausschalten, wenn der Fürsorgeverband zu- 
nächst geleistet hat. Insoweit kann von einer 
Ersatzpflicht nicht gesprochen werden. Im 
Rahmen des § 16 dieses Entwurfs ist nur an 
diejenigen Fälle gedacht, bei denen ursprüng- 
lich klar eine volle Einsatzpflicht des Fürsor- 
geverbandes gegeben war. 

Der Entwurf wählt in dieser Bestimmung die 
Form der Einarbeitung des neuen Rechts in 
das geltende Fürsorgerecht (§§ 25 und 25 a 
RFV). Er lehnt sich insoweit an die Formu- 
lierung in Art. III des Fürsorgeänderungsge- 
setzes vom 20. Augustl953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 967) an. Auf diese Weise wird für den 
Sachbearbeiter, der sich mit dem Ersatz für- 
sorgerechtlicher Aufwendungen zu befassen 
hat und der im allgemeinen ein anderer ist 
als derjenige, der über die Durchführung der 
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eigentlichen fürsorgerischen Maßnahmen zu 
befinden hat, der Überblick über das Gesamt- 
gebiet der Ersatzpflicht erleichtert. 

Zu § 17 

Diese Bestimmung enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu § 18 

Da es sich bei der mit dem vorliegenden Ent- 
wurf festgelegten Regelung um eine bundes- 
einheitliche Regelung handelt, treten an sich 
auch ohne besondere Aufzählung die bisher 
gültigen landesrechtlichen Regelungen auf dem 
Gebiete der Fürsorge für Körperbehinderte 
nach diesem Gesetz außer Kraft. Es empfahl 
sich jedoch, im Interesse der Klarheit die bis- 
her geltenden landesrechtlichen Regelungen 


ausdrücklich aufzuheben. Dies gilt insbeson- 
dere für die bisher noch gültigen preußischen 
Bestimmungen (siehe Ziffern 1 bis 6 zu § 16). 
Dies gilt aber auch für die übrigen landes- 
rechtlichen Regelungen, die durch den vorlie- 
genden Entwurf gegenstandslos geworden 
sind. Soweit Sonderbestimmungen eines Lan- 
des nicht erwähnt werden, sind diese in lan- 
desrechtlichen Bestimmungen enthalten, die 
nicht aufgehoben werden können, weil sie 
sonstige fürsorgerechtliche Gebiete mitumfas- 
sen. Diese Bestimmungen werden nur insoweit 
gegenstandslos, als der vorliegende Entwurf 
die gleiche Materie regelt. Ebenfalls soll eine 
weitergehende Regelung des besonderen Ge* 
bietes der Körperbehindertenfürsorge, falls 
sie in einzelnen landesrechtlichen Sonderbe- 
stimmungen enthalten ist, nicht aufgehoben 
werden. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zur Überschrift 

Die Überschrift des Gesetzes wird durch 
den Klammerzusatz „ (Körperbehinderten- 
gesetz) " ergänzt. 

Begründung 

Die abgekürzte Bezeichnung in Form eines 
Klammerzusatzes entspricht einer Gepflo- 
genheit, weil sie die Handhabung des Ge- 
setzes in der Praxis erleichtert. 

2. Zu § 1 

In Abs. 1 Satz 1 wird das zweite Wort „be- 
einträchtigt“ gestrichen. 

Begründung 

Mit der Streichung wird klargestellt, daß 
auch die zukünftigen Beeinträchtigungen 
nur berücksichtigt werden, wenn sie von 
Dauer und wesentlich sind. 

3. Zu § 2 

a) In Abs. 1 wird hinter dem Wort „be- 
seitigen," das Wort „insbesondere" ein- 
gefügt. 

Begründung 

In der Begründung legt die Bundes- 
regierung dar, daß sie eine Ände- 
rung des gegenwärtigen Sozialrechts er- 
strebt, um Behinderten, „bei denen noch 
eine Wiedereingliederung oder Einglie- 
derung in das Erwerbsleben oder wenig- 
stens eine Befreiung von fremder Hilfe 
möglich ist", nach neuzeitlichen Metho- 
den zu helfen. Durch die Fo/mulierung 
des § 2 erscheint „die Befreiung von 
fremder Hilfe" als Aufgabe ausge- 
schlossen. Diese ist jedoch nicht nur aus 
sozialethischen Überlegungen notwen- 
dig, sondern auch aus der fürsorgeri- 
schen Überlegung, daß durch Überwin- 
dung des Stadiums der Pflegebedürftig- 


keit den bisher Pflegebedürftigen min- 
destens in der Regel die eigene Haus- 
haltsführung erleichtert wird. Dadurch 
wird zugleich in vielen Fällen eine lau- 
fende Entlastung erreicht. 

b) Abs. 2 wird gestrichen. 
Begründung 

Es widerspricht dem Grundsatz der Ge* 
setzmäßigkeit der Verwaltung, die Für- 
sorge als eine gemeinsame Aufgabe aller 
hierzu befugten Stellen und Personen zu 
bezeichnen. Jede Behörde kann nur das 
ausführen, was ihr nach dem Gesetz zu- 
gewiesen ist. Die Vorschrift ist zudem 
geeignet, die Regelung der Federfüh- 
rung in diesem Aufgabenbereich zü ver- 
wischen. Gegen ihre Beibehaltung 
sprechen darüberhinaus verwaltungs- 
politische Bedenken, da es sich bei der 
Zusammenarbeit privater mit öffent- 
lichen Stellen lediglich um die Mitwir- 
kung bei Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung handelt. 

4. Zu § 3 

a) Abs. 2 Buchstabe b wird wie folgt neu 
gefaßt: 

„b) Fürsorgepersonen, soweit sie nicht 
für freie Wohlfahrtsverbände tätig 
sind, und Medizinalpersonen, wenn 
sie gelegentlich ihrer Berufsaus- 
übung". 

Begründung 

Die Begründung der Bundesregierung 
zu § 3 macht nachdrücklich dar- 
auf aufmerksam: „Hiernach sind nicht 
nur die amtlichen Fürsorgepersonen 
meldepflichtig, sondern auch diejenigen, 
die in der freien Wohlfahrtspflege tätig 
sind." Das bedeutet eine Erweiterung 
gegenüber § 5 des Preuß. Krüppelge- 
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setzes. Es bestehen grundsätzliche Be- 
denken, 'die freien Wohlfahrtsverbände 
durch dieses Gesetz zu Hilfsorganen 
staatlicher Behörden zu machen. Die 
freien Wohlfahrtsverbände haben ihren 
eigenen Aufgabenbereich neben und in 
Zusammenarbeit mit der öffentlichen 
Fürsorge. Wichtigste Grundlage ihrer 
Arbeit ist das besondere Vertrauensver- 
hältnis zwischen freien Wohlfahrtsver- 
bänden und Betreuten. Der gemäß § 4 
bestellte Arzt oder die zuständige Be- 
hörde kann durch Besprechung mit den 
freien Wohlfahrtsverbänden sichern, 
daß diese von sich aus durch Einwir- 
kung auf Eltern Körperbehinderter 
oder auf Körperbehinderte rechtzeitig 
ärztliche Behandlung erreichen. 

b) Abs. 4 wird gestrichen. 

Begründung 

Die Vorschriften dieses Absatzes lassen 
die Einhaltung der ärztlichen Schweige- 
pflicht nicht gesichert erscheinen. Das 
Vertrauen zu Werkarzt und Werkfür- 
sorgerin wird erschüttert, falls sie ihre 
Meldungen über den Arbeitgeber, d. h. 
in der Regel über die Personalabteilung, 
an das Gesundheitsamt weiterleiten 
müßten. 

c) In Abs. 5 Satz 2 wird das Wort „zeit- 
weise“ ersetzt durch die Worte „nicht 
nur vorübergehend“. 

Begründung 

Die Erstreckung der in Satz 1 festge- 
legten Verpflichtung auf Personen, 
denen die Erziehung oder Obhut nur 
zeitweise übertragen ist, erscheint zu 
weitgehend und kann einen Eingriff in 
die Rechte der Eltern bedeuten. 

d) Abs. 6 wird eingangs wie folgt neu 
gefaßt: 

„(6) Ärzte können von einer Meldung 
absehen, wenn “. 

Begründung 

Ausnahmen von der Meldepflicht müs- 
sen auf Ärzte beschränkt bleiben, da 
nicht alle nach § 3 Abs. 2 und 5 melde- 
pflichtigen Personen in der Lage sind, 
zu beurteilen, ob eine Behandlung von 
kurzer Dauer eine Körperbehinderung 
zu beseitigen oder eine drohende Kör- 
perbehinderung abzuwenden vermag. 


5. Zu § 4 

a) In Abs. 1 werden die Worte „als Landes- 
arzt“ gestrichen. 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene Bezeich- 
nung enthält Ansatzpunkte einer orga- 
nisatorischen Regelung. Diese sollte 
schon mit Rücksicht auf die verschieden 
gelagerten Verhältnisse den Ländern 
überlassen bleiben. 

b) Abs. 2 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(2) Die Gesundheitsämter haben die 
ärztliche Beratung für Körperbehinderte 
durchzuführen.“ 

Begründung 

Es soll vermieden werden, daß die ärzt- 
lichen Beratungsstellen für Körperbe- 
hinderte eine organisatorische Sonder- 
stellung erhalten. 

6. Zu § 5 

a) In Abs. 1 werden eingangs die Worte 
„Dem Landesarzt“ ersetzt durch die 
Worte „Dem gemäß § 4 Abs. 1 be- 
stellten Arzt“. 

Begründung 

Die Änderung folgt aus der Änderung 
des § 4 Abs. 1. 

b) In Abs. 1 wird Buchstabe a wie folgt 
neu gefaßt: 

„a) Organisation und Durchführung von 
Sprechtagen zur ärztlichen Beratung 
für Körperbehinderte sowie Beteili- 
gung an ihnen,“. 

Begründung 

Die Änderung entspricht Gründen der 
Zweckmäßigkeit. Sie ist im übrigen eine 
Folge der Änderung des § 4 Abs. 2. 

c) Abs. 2 wird eingangs wie folgt neu 
gefaßt: 

„(2) Aufgaben der Gesundheitsämter 
bei der Beratung für Körperbehinderte 
sind“. 

Begründung 

Folge der Änderung des § 4 Abs. 2. 

d) In Abs. 2 werden die Buchstaben a 
und b ausgetauscht. 
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Begründung 

Die unter Buchstabe b beschriebenen 
Aufgaben gehen den in Buchstabe a ge- 
nannten voraus. 

e) In Abs. 2 wird Buchstabe c gestrichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist überflüssig. 

f) In Abs. 2 Buchstabe e werden die Worte 
„mit dem Landesarzt“ ersetzt durch die 
Worte „mit dem gemäß § 4 Abs. 1 be- 
stellten Arzt“. 

Begründung 

Die Änderung folgt aus der Änderung 
des § 4 Abs. 1. 

7. Zu § 7 

a) § 7 wird wie folgt neu gefaßt: 

4 7 

Aufgaben der Fürsorgeverbände 

(1) Die Landesfürsorgeverbände sol- 
len Mittelpunkt aller auf die Fürsorge 
für Körperbehinderte nach diesem Ge- 
setz abzielenden Maßnahmen sein; bei 
ihnen sollen beratende Arbeitsgemein- 
schaften mit den Verbänden der Freien 
Wohlfahrtspflege, den Verbänden der 
gesetzlichen Krankenkassen, den übri- 
gen Trägern der Sozialversicherung, den 
mit der Durchführung des Schwerbe- 
schädigtengesetzes beauftragten und son- 
stigen Stellen und Personen gebildet 
werden. 

(2) Aufgaben der Fürsorgeverbände 
sind 

a) Durchführung des Fieilverfahrens 
nach dem gemäß § 5 Abs. 2 Buch- 
stabe e aufzustellenden Heilplan; 
hierzu gehört auch, falls bei den in 
§ 1 Abs. 1 genannten Personen Er- 
werbsbefähigung nicht zu erzielen 
ist, die Durchführung derjenigen 
Maßnahmen, die erforderlich sind, 
um die genannten Personen mög- 
lichst unabhängig von Pflege durch 
Dritte oder von Anstaltsunterbrin- 
gung zu machen, 

b) Versorgung mit Ersatzgliedern und 
sonstigen orthopädischen Hilfs- 
mitteln, 


c) Hilfe zu einer angemessenen Schul- 
ausbildung, mindestens im -Rahmen 
der allgemeinen gesetzlichen Bestim- 
mungen über die Schulpflicht, erfor- 
derlichenfalls auch über das volks- 
schulpflichtige Alter hinaus; die Be- 
stimmungen über die Ermöglichung 
des Schulbesuches im Rahmen der 
allgemeinen Schulpflicht bleiben un- 
berührt, 

d) Hilfe zur Fortbildung in einem an- 
gemessenen Beruf oder zur Umschu- 
lung für einen angemessenen Beruf. 

(3) Bei der Einleitung arbeits- und 
berufsfördernder Maßnahmen und vor 
der Eingliederung in das Erwerbsleben 
sind die Dienststellen der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung und gegebenenfalls die 
sonstigen hierfür zuständigen Stellen zu 
beteiligen.“ 

Begründung 

Die Streichung des bisherigen § 7 Abs. 2 
soll 

1. die Ausweitung des betreuten Per- 
sonenkreises verhindern, 

2. die durch den Entwurf der Bundes- 
regierung erstrebte Neuverteilung der 
Aufgaben zwischen den Landesfür- 
sorgeverbänden und den Bezirks- 
fürsorgeverbänden vermeiden. Die 
bisherige Verteilung der Aufgaben 
hat sich bewährt. 

Eine Neuverteilung durch stärkere Zu- 
sammenfassung der Aufgaben bei den 
Landesfürsorgeverbänden muß zwangs- 
läufig zu finanziellen Auseinander- 
setzungen führen. Soweit leistungs- 
schwache Bezirksfürsorgeverbände in der 
Vergangenheit in einigen Fällen nicht in 
der Lage waren, die Aufgaben der Ver- 
sorgung in angemessenem Umfange 
durchzuführen, muß es den zuständigen 
Landesfürsorgebehörden überlassen blei- 
ben, hier im Einzelfall durch Gewährung 
von Zuschüssen zu helfen. 

Der Ausdruck „Fürsorgeverbände“ in 
Abs. 2 besagt, daß es, soweit nicht be- 
reits gesetzliche Zuständigkeitsregelun- 
gen bestehen, Sache der Länder ist, zu 
bestimmen, ob für die einzelnen Auf- 
gaben die Landes- oder die Bezirksfür- 
sorgeverbände zuständig sein sollen. 
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b) Die Neufassung des § 7 wird durch Ein- 
fügung des folgenden Buchstabens e in 
Abs. 2 ergänzt: 

„e) Anstaltsunterbringung volljähriger 
Personen, bei denen Leiden im Sinne 
des § 1 Abs. 1 nach ärztlicher Vor- 
aussicht nicht besserungsfähig sind 
und bei denen wegen der Schwere 
dieses Leidens ständige Anstalts- 
unterbringung erforderlich ist.“ 

Begründung 
Vgl. Begründung zu a. 

c) Die Neufassung des § 7 wird durch fol- 
genden neuen Abs. 3 ergänzt: 

„(3) Die näheren Bestimmungen über 
die Verteilung der Aufgaben auf die 
Landes- und Bezirksfürsorgeverbände 
treffen die Länder.“ 

Begründung 

Der Zusatz ist mit Rücksicht auf § 5 
Nr. 5 der als Bundesrecht weitergelten- 
den Verordnung zur Vereinfachung des 
Fürsorgerechts vom 9. November 1944 
(RGBl. I S. 323) erforderlich. 

Abs. 3 der Neufassung wird Abs. 4. 

8. Zu § 10 

Der Bundesrat bejaht den Gedanken einer 
besonderen Schonvorschrift im Sinne des 


§10 Buchstabe a. Gegen die Fassung dieser 
Vorschrift bestehen jedoch Bedenken. Die 
Fürsorgeverbände sind kaum in der Lage, 
steuerpflichtige Einkünfte zu überprüfen, 
und bei der Art unserer Steuergesetzgebung 
würde nach überwiegender Auffassung der 
Landesfürsorgeverbände eine Bestimmung 
im Sinne des § 10 Buchstabe a vor allem in 
ländlichen Gemeinden zu einem unbefriedi- 
genden Ergebnis führen. Die Bundesregie- 
rung wird deshalb gebeten, auch für § 10 
Buchstabe a einen Maßstab in der Art des 
§ 14 zu wählen. Der Bundesrat behält sich 
seine Stellungnahme zu diesem Paragraphen 
für den 2. Durchgang vor. Sollte es bei der 
Berechnungsgrundlage des Entwurfs ver- 
bleiben, so müßte durch einen Zusatz sicher- 
gestellt werden, daß auch für Berlin die 
Berechnung des Betrages in gleicher Höhe 
erfolgt. 


9. Zu § 18 

Abs. 2 Nr. 9 wird wie folgt ergänzt: 

„soweit er sich auf die in diesem Gesetz 
geregelten Maßnahmen bezieht.“ 

Begründung 

Notwendige Ergänzung, da in Art. 4 des 
Bayer. Ausführungsgesetzes auch noch an- 
dere Maßnahmen geregelt werden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1. Zur Überschrift 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 

2. Zu § 1 

Dem Änderungsvorschlag zu Absatz 1 

Satz 1 wird zugestimmt. 

3. Zu § 2 

a) Dem Änderungsvorschlag zu Absatz 1 
wird zugestimmt. 

b) Dem Änderungsvorschlag zu Absatz 2 
wird nicht zugestimmt, da die Bestim- 
mung nicht, wie der Bundesrat an- 
nimmt , lediglich deklaratorischer Na- 
tur ist. Um jedoch jeden Zweifel auszu- 
schließen, daß damit ein Eingriff in die 
gegebenen Zuständigkeiten beabsichtigt 
sei, schlägt die Bundesregierung vor, 
daß die Worte „gemeinsame Aufgabe“ 
durch die Worte „gemeinsames Anlie- 
gen“ ersetzt werden. 

4. Zu § 3 

a) Dem Änderungsvorschlag zu Absatz 2 
Buchstabe b wird zugestimmt. 

b) Dem Änderungsvorschlag zu Absatz 4 
wird insoweit zugestimmt, als er die 
Befreiung von Arbeitnehmern von der 
Verpflichtung, ihre Meldungen über 
den Arbeitgeber zu leiten, betrifft. So- 
weit es sich um den öffentlichen Dienst 
handelt, erscheint jedoch die Beibehal- 
tung der vorgeschlagenen Fassung des 
Entwurfs gebeten. 

Die Fassung soll dementsprechend fol- 
gendermaßen lauten: 

„Sind die in Absatz 2 genannten Perso- 
nen Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes, so haben sie ihre Wahrnehmung 


dem Dienstherrn unverzüglich mitzu- 
teilen, dem die Meldepflicht nach den 
Absätzen 2 und 3 obliegt.“ 

c) Dem Änderungsvorschlag zu Absatz 5 
Satz 2 wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die Worte „nicht nur vorübergehend“ 
würden dem von der Bundesregierung 
gewollten Sinn der Bestimmung zu- 
widerlaufen. Gerade den Meldungen 
aus dem Kreis von Personen, denen die 
Erziehung oder Obhut „zeitweise“ 
übertragen ist (in Kinderheimen, 
Ferienlagern oder Sanatorien), kommt 
im Interesse der behinderten oder von 
einer Behinderung bedrohten Personen 
wesentliche Bedeutung zu; auf diese 
Meldungen sollte nicht verzichtet 
werden. 

d) Dem Änderungsvorschlag zu Absatz 6 
wird zugestimmt. 

5. Zu § 4 

a) Dem Änderungsvorschlag zu Absatz 1 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Die im Entwurf festgelegte Fassung be- 
zweckt; eine dem Sinne des Entwurfs 
entsprechende notwendige organisato- 
rische Regelung. Der „Landesarzt“ ent- 
spricht dem bisherigen „Landeskrüppel- 
arzt“, der sich im gesamten Bundesge- 
biet als Einrichtung durchgesetzt hat. 
Die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Fassung enthält insofern die Möglich- 
keit eines Rückschrittes, als die bis- 
herige bewährte einheitliche Einrich- 
tung durchbrochen werden könnte. 

b) Dem Änderungsvorschlag zu Absatz 2 
wird zugestimmt. 
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6. Zu § 5 

a) Dem Änderungsvorschlag zu Absatz 1 
am Anfang wird im Hinblick auf die 
beizubehaltende Fassung des § 4 Abs. 1 
nicht zugestimmt. 

b-e) Den Änderungsvorschlägen zu Absatz 1 
Buchstabe a, zu Absatz 2 am Anfang 
sowie zu Buchstaben a, b und c wird 
zugestimmt. 

f) Dem Änderungsvorschlag zu Absatz 2 
Buchstabe e wird im Hinblick auf die 
beizubehaltende Fassung des § 4 Abs. 1 
nicht zugestimmt. 

7. Zu § 7 

a) Der vorgeschlagenen Neufassung des 
§ 7 wird nicht zugestimmt. § 7 Abs. 2 
des Entwurfs muß beibehalten werden, 
das gleiche gilt für § 7 Abs. 3. 

Begründung 

Die Begründung des Bundesrates beruht 
insofern auf einer nicht zutreffenden 
Auffassung, als der Regierungsentwurf 
keine Ausweitung des betreuten Per- 
sonenkreises bedeutet; vielmehr wird 
nur die Betreuung eines bestimmten 
Personenkreises (volljährige Sieche, die 
stationärer Pflege bedürfen, sowie Kör- 
perbehinderte, die kostspieliee ortho- 
pädische Versorgung benötigen) auf die 
Landesfürsorgeverbände verlagert. Die 
Auffassung des Bundesrates in der Be- 
gründung, die bisherige Verteilung der 
Aufgaben zwischen Landes- und Be- 
zirk sfürsorgeverbänden habe sich be- 
währt, kann nicht geteilt werden 
(vgl. hierzu die Begründung zu § 7 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 des Entwurfs). 

b) Dem Änderungsvorschlag, dem § 7 
Abs. 2 der vorgeschlagenen Neufassung 
einen Buchstaben e einzufügen, wird 
aus den zu a) genannten Gründen nicht 
zugestimmt. 


c) Dem Änderungsvorschlag, § 7 der vor- 
geschlagenen Neufassung durch einen 
neuen Absatz 3 zu ergänzen, wird nicht 
zugestimmt. 

Begründung 

Die Zuständigkeitsregelung zwischen 
Landes- und Bezirksfürsorgeverbänden 
ist unter Beibehaltung der vorgeschla- 
genen Fassung des Regierungsentwurfs 
zu § 7 Abs. 2 im Zusammenhang mit 
dem geltenden Fürsorgerecht er- 
schöpfend festgelegt. 

8. Zu § 10 

Von einer Stellungnahme wird abgesehen, 
da der Bundesrat eine Neufassung des § 10 
Buchstabe a nicht beschlossen hat. Er wen- 
det sich nicht gegen die Höhe der Ein- 
kommensfreigrenze an sich, sondern gegen 
den für die Festsetzung der Einkommens- 
freigrenze vorgeschlagenen Maßstab. Was 
den Begriff der „steuerpflichtigen Ein- 
künfte“ anlangt, so wird deren Ermittlung 
auch bei Anwendung eines anderen Maß- 
stabes erforderlich und den Fürsorgever- 
bänden auf Grund der Auskunftspflicht 
der Finanzbehörden gemäß § 27 Abs. 1 
Satz 4 RFV möglich sein. 

Eine Sonderregelung für Berlin hat bei Bei- 
behaltung der vorgeschlagenen Fassung zu 
§ 10 Buchstabe a in § 17 Abs. 1 des Gesetz- 
entwurfs zu erfolgen. Es wird folgender 
Zusatz vorgeschlagen: 

„Das Land Berlin ist berechtigt, in Fällen 
des § 10 Buchstabe a die Verdienstgrenze 
nach dem im übrigen Bundesgebiet gelten- 
den Satz zu berechnen.“ 

9. Zu § 18 

Dem Ergänzungsvorschlag zu Absatz 2 
Nummer 9 wird zugestimmt. 
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